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Titelfoto: Deportation der Eisenacher Juden am 9. Mai 1942. Im Hintergrund ist deutlich die beo
bachtende Eisenacher Bevölkerung zu sehen, die vom Straßenrand aus die Prozession mitver
folgte.
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„Arisch“, „Arierparagraph“, „Arisierung“ – all die
se Begriffe stammen aus dem Wortschatz des 
Rassenantisemitismus, der mit dem Macht
antritt der Nationalsozialisten im Jahr 1933 
zu einer der Säulen der Gesellschaftspolitik 
des neuen Regimes wurde. Der so genann
te Arierparagraph wurde am 11. April 1933 
als erste Durchführungsbestimmung zum 
„Reichsgesetz zur Wiederherstellung des Be
rufsbeamtentums“ erlassen. Der Große Brock
haus erläuterte in der Auflage aus dem Jahr 
1935 zum Stichwort „Arierparagraph“: „Anord
nung, mit deren Hilfe der dem deutschen Vol
ke zugrundeliegende Rassekern, d. i. die ari
sche Rassegruppe, durch Ausschaltung der 
nichtarischen Bestandteile der Bevölkerung 
geschützt und gefördert werden soll.“  Als 
„nichtarisch“, so schrieben die Verfasser, gelte 
nach dieser Festlegung jeder Bürger Deutsch
lands, der „von nichtarischen, insbesondere 
jüdischen Eltern oder Großeltern abstammt; 
es genügt, wenn ein Elternteil oder ein Groß
elternteil nichtarisch ist. Ist die arische Ab
stammung zweifelhaft, so ist ein Gutachten 
des beim Reichsminister des Innern bestell
ten Sachverständigen für Rasseforschung 
einzuholen“. 

Mit dem „Arierparagraph“ begann schon un
mittelbar nach dem Machtantritt der NSDAP 
im Frühjahr 1933 die staatlich gesteuerte Aus
grenzung der Menschen jüdischen Glaubens 
und all jener Bürgerinnen und Bürger Deutsch

lands, die von den Bürokraten des NSStaates 
zur Gruppe der „Juden“ gezählt wurden. 

Das Land Thüringen, das seit 1930 mit der 
Berufung des Rasseideologen und Schrift
stellers Hans F. K. Günther an die Jenaer Uni
versität eine Vorreiterrolle bei der Institutio
nalisierung der Rassenkunde gespielt hatte, 
gründete schon am 15. Juli 1933 in Weimar 
ein „Landesamt für Rassewesen“. Es war die 
erste derartige Institution auf Länderebene. 
Zum Leiter wurde der Mediziner und Rassen
theoretiker Karl Astel bestellt. In der Thürin
ger Staatszeitung vom 23. Juli 1933 verkün
dete er als Ziel, „den Lebensstrom der Rasse 
von kranken und fremden Erbanlagen zu be
freien.“ Unter seiner Leitung legte dieses Amt 
ein erbbiologisches Archiv an, in dem bald je
der dritte Einwohner Thüringens erfasst war. 
Es hatte bis 1935 bereits Akten zu 466 000 
Personen angelegt. Damit war ein entschei
dender Schritt zur Institutionalisierung der 
Rassenpolitik in Thüringen getan. Am 15. Sep
tember 1935 ist diese systematische Politik 
der „Entjudung“, wie sie im Sprachgebrauch 
der NSPartei und Staatsbürokratie ganz of
fiziell genannt wurde, mit dem so genannten 
Reichsbürgergesetz, dem Gesetz zum Schutz 
des deutschen Blutes und der deutschen Ehre 
ergänzt worden, einem Gesetzespaket, das 
als Nürnberger Rassegesetze in die Geschich
te einging. Dieses rassenpolitische Programm 
ist durch eine wüste Mischung von Ideolo
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gie, angeblich wissenschaftlicher Erkennt
nissen und pseudowissenschaftlicher Leh
ren „abgesichert“ worden. Verbreitet wurde 
die antisemitische Propaganda in der schon 
bald nationalsozialistisch gleichgeschalteten 
Presse sowie im Schulunterricht, in der Trivial
literatur sowie in Kunst und Kultur. „Sömmerda 
wehrt sich der Hebräer“, „Besondere Schule für 
Juden in Meiningen“, „Die Juden in Gotha. Mit 
wem wir nicht verkehren können. Eine Juden
liste“ – so titelten Thüringer Zeitungen im Kon
text dieses rassepolitischen Gesetzesaktes der 
Regierung im Herbst 1935. Im Gothaer Beob
achter hieß es: „Nachstehend veröffentlichen 
wir sämtliche Juden, die noch in Gotha ansäs
sig sind [...] Mit dieser Veröffentlichung wird 
endlich Klarheit geschaffen. Es kann nun nicht 
mehr vorkommen, daß Deutsche mit Juden 
verkehren oder dort einkaufen und sich hin
terher herausreden, sie hätten nicht gewußt, 
daß der so und so Veilchenduft usw. ein Jude 
sei...Wer im Verkehr oder im Geschäft mit Ju
den getroffen wird, macht sich schuldig!“ Und 
es wurde auch gleich offen gedroht, man habe 
„bereits eine ganze Reihe von Personen festge
stellt, die bei Juden kaufen und persönlichen 
Verkehr mit ihnen pflegen. Diese artvergesse
nen Volksgenossen werden wir demnächst an 
den Pranger bringen und in den Stürmerkäs
ten veröffentlichen. Sie sollen dann aber nur ja 
nicht kommen und sich etwa auf den Schlips 
getreten fühlen. Wir haben sie gewarnt!“

In den folgenden Jahren perfektionierte das 
NSRegime über eine Kette von weiteren Ge
setzen und Verwaltungsanordnungen die 
systematische soziale Ausgrenzung und Iso
lierung der zu „Volksverderbern“ erklärten Ju

den. Ihnen wurde die Ausübung vieler Beru
fe verboten. Sie durften bald auch Sozial und 
Kultureinrichtungen wie öffentliche Bäder, 
Parks oder Bibliotheken, Kinos und Theater 
nicht mehr nutzen. Diese Anstöße zur schritt
weisen Ausgrenzung der Juden aus dem ge
sellschaftlichen Leben lieferten nicht nur ent
sprechende Gesetzesakte, die „von oben“ 
verordnet wurden. Auch aus den unteren 
Gliederungen der NSDAP und den kommu
nalen Verwaltungseinheiten vor Ort kamen 
solche Initiativen. So schrieb etwa der Wei
marer Geschäftsführer des Deutschen Ge
meindetages am 28. Juli 1934, über ein Jahr 
vor der Verabschiedung der Nürnberger Ras
segesetze, an das Thüringer Ministerium des 
Innern: „Die Benutzung städtischer Freibäder 
ist, wie uns bekannt ist, den Juden verschie
dentlich verboten. In einer Stadt wird neuer
dings erwogen, den Juden auch zu verbieten, 
das Stadtbad mit Schwimmhalle, Wannen, 
Brause, Schwitz und Lichtbädern und ähnli
che Einrichtungen zu benutzen. Nach unserer 
Auffassung sind diese Maßnahmen zu begrü
ßen. Es ist ein erfreulicher Beweis völkischer 
Selbstbesinnung und erstarkenden Rassebe
wußtseins, daß die Bevölkerung mehr und 
mehr es sich nicht länger zumuten lassen will, 
mit Fremdrassigen die gleichen Schwimmbe
cken und die gleichen anderen Einrichtungen 
wie Wannenbäder, Dampf und Heißlufträu
me usw. zu benutzen. Dem müßten die Be
hörden Rechnung tragen. Es geht m. E. nicht, 
dass die Behörden länger die Mitnutzung sol
cher Einrichtungen durch Fremdrassige dul
den, damit der Bevölkerung indirekt zeigen, 
dass ihre Ablehnung der fremden Rasse un
berechtigt sei und schließlich dazu beitragen, 

dass durch dauerndes Zusammensein der 
Rassengegensatz wieder verwischt wird.“

Ziel der neuen Machthaber war es zunächst, 
die Juden zur Auswanderung aus Deutsch
land zu zwingen. Dazu bedienten sich die Na
tionalsozialisten folgender Methoden: juris
tisch abgesicherter Akte der Diskriminierung 
(Gesetze, Verordnungen), behördliche Schi
kanen, psychischen Terror und Anwendung 
direkter körperlicher Gewalt bei „spontanen 
Ausbrüchen des Volkszorns“ oder bei staatlich 
organisierten Pogromen, wie der so genann
ten Reichskristallnacht im November 1938. 
Bei dieser  zielstrebig betriebenen Politik der 
Vertreibung der Juden aus Deutschland ging 
es auch um viel Geld. In der Zeitspanne von 
1935 bis 1938 erließen die NSBehörden zahl
reiche Maßnahmen zur fiskalischen Ausplün
derung und Enteignung der Juden. An die
ser Ausraubung der jüdischen Bürger waren 
zahlreiche Behörden direkt beteiligt. Neben 
dem Reichsfinanzministerium waren das be
sonders die Landesfinanzämter und die die
sen angegliederten Devisenstellen, aber auch 
die Finanz und Hauptzollämter auf der loka
len Ebene. Die Devisenstellen kontrollierten 
die Zahlung der so genannten Reichsflucht
steuer, die diejenigen entrichten mussten, 
die sich zur Emigration entschlossenen hat
ten. Sie trieben die so genannte Judenvermö
gensabgabe und Abgaben für Umzugsgut 
ein. Sie sperrten Konten, überwachten die 
Ausfuhr und Devisenbestimmungen, leite
ten Devisenverfahren ein. Durch so genann
te Sicherungsanordnungen konnten sie alle 
Vermögenswerte einer Person oder eines Un
ternehmens sperren. Wer sich den Forderun

gen der Finanzbehörden durch Flucht zu ent
ziehen versuchte, konnte über so genannte 
Reichssteckbriefe zur Fahndung ausgeschrie
ben werden. 

Der staatlich organisierte Antisemitismus hat
te von Beginn an aber auch wirtschaftspoli
tische Ziele. Durch Boykottaktionen, wie der
jenigen vom 1. April 1933 gegen jüdische 
Geschäfte, durch Verweigerung von Bankkre
diten oder anderweitiger Schikanen waren 
schon unmittelbar nach 1933 viele jüdische 
Geschäfte und Betriebe in wirtschaftliche 
Schwierigkeiten geraten. Ihre Besitzer muss
ten Konkurs anmelden oder ihr Unterneh
men unter dem Druck dieser Verhältnisse 
verkaufen. Die seit 1933 getätigten Verkäufe 
wurden in den überwiegenden Fällen durch 
diese Zwänge verursacht, denen sich die jü
dischen Geschäftsleute in der neuen politi
schen Situation zunehmend ausgesetzt 
sa hen. Hier fand eine subtile Form des Eigen
tumsentzugs statt, die ganz auf der Linie der 
von den Machthabern angestrebten „Entju
dung der deutschen Wirtschaft“ lag. Nach 
der Pogromnacht vom 9./10. November 1938 
schritt die NSRegierung mit der nun verord
neten Zwangs„Arisierung“ von Gewerbebe
trieben zum letzten Akt dieser wirtschaftspo
litischen Zielstellung.    

Der Begriff „Arisierung“ stand im zeitgenössi
schen Behördenjargon für Prozesse der wirt
schaftlichen Enteignung der jüdischen Bürger. 
Er stammt aus dem Umfeld des deutschvöl
kischen Antisemitismus der 1920erJahre. In 
den 1930erJahren bezeichnete er erstens im 
weiteren Sinne den Prozess der wirtschaftli



8 9
chen Verdrängung und Existenzvernichtung 
der Juden und zweitens in einem engeren 
Sinne den Eigentumstransfer von „jüdischem“ 
in „arischen“ Besitz. 

Die Realisierung der Forderung nach „Arisie
rung“ der Wirtschaft, also der nach 1933 dann 
tatsächliche einsetzende Prozess der schritt
weisen Enteignung der jüdischen Bürger, war 
einer der größten Besitzwechsel der neueren 
deutschen Geschichte. Bis zum Jahre 1939 
wurden ca. 100 000 Firmen, die bis dahin 
deutschen Bürgern mit jüdischen Wurzeln 
gehört hatten, unter dem Zwang der Verhält
nisse von den Besitzern selbst liquidiert oder 
sie wurden an „deutschstämmige“ Interes
senten verkauft. Mit der „Arisierung“ von Wirt
schaftsunternehmen sollte, so lautete eine 
der Begründungen, die „typisch jüdische“ Be
reicherung aus dem deutschen Wirtschaftsle
ben verbannt werden. Diese zunächst schlei
chende Verdrängung jüdischer Unternehmen 
nach 1933 war nicht allein Ergebnis staatli
cher antijüdischer Politik. Die wirtschaftliche 
Verdrängung hing auch vom Verhalten der 
„arischen“ Unternehmer ab. Diese drangen 
teilweise schon 1933 unabhängig von staatli
chen oder von NSDAPInstanzen auf die Exis
tenzvernichtung ihrer jüdischen Konkurren
ten. 

Am 3. Dezember 1938 wurde die Verordnung 
über die Zwangsveräußerung jüdischer Ge
werbebetriebe und Geschäfte erlassen, die 
ab 1. Januar 1939 galt. In Thüringen erklärte 
die Jenaische Zeitung ihren Lesern am 8. De
zember 1938 in einer ausführlichen Stellung
nahme die neue Verordnung unter der Über

schrift „Der Weg der Arisierung“. Dort hieß es: 
„Der Staat duldet keinen jüdischen Einfluß in 
der Wirtschaft – Er sorgt für ordnungsgemä
ße Überführungen in arische Hand. Der na
tionalsozialistische Staat hat niemals Zweifel 
darüber gelassen, daß er die Entfernung der 
Juden aus allen wirtschaftlichen Positionen 
fordert, wo ihre Mitwirkung als politisch oder 
volkswirtschaftlich störend empfunden wird. 
Die „Arisierung“ der Betriebe ist im Laufe der 
Zeit ein bestimmter Begriff geworden, doch 
hat sich dieser Vorgang nicht überall mit der 
gewünschten Schnelligkeit vollzogen. Die 
bisherigen Bestimmungen kannten nur eine 
freiwillige Arisierung, die allerdings seit dem 
Frühjahr 1938 immer häufiger wurde. Es gibt 
aber eine große Zahl jüdischer Betriebe oder 
Besitzungen, bei denen die Veräußerung an 
arische Inhaber auf Schwierigkeiten stößt, sei 
es, daß jüdische Eigentümer ins Ausland ab
gezogen sind oder sonst keine Lust zeigen, 
die Erfordernisse der Zeit zu begreifen [...] Die 
neue Verordnung der Reichsregierung betrifft 
in der Hauptsache den übrigen gewerblichen 
Besitz in jüdischer Hand, aber auch landwirt
schaftlichen und sonstigen Grundbesitz, so
wie das Eigentum an Wertpapieren, Gold und 
Kunstschätzen. Der leitende Gedanke geht 
dahin, daß die Juden auf jeden direkten und 
indirekten Einfluß zu verzichten haben, der 
sich aus wirtschaftlichen Kräften ergibt, sei es 
durch den Betrieb von Unternehmen, durch 
größeren Aktienbesitz, Hausbesitz, landwirt
schaftlichen Grundbesitz usw. [...] Das neue 
Gesetz schafft die erforderlichen Möglich
keiten, um der Arisierung das erwünsch
te schnelle Tempo zu verleihen. Wo der Weg 
des freiwilligen Verkaufs beschritten wird, er

übrigt sich die Einsetzung eines Treuhänders. 
Daß die Juden keine neuen Besitze oder Be
teiligungen und auch keine weiteren Gegen
stände aus Gold usw. erwerben dürfen, ver
steht sich von selbst.“ 

In Thüringen fielen der „Arisierung“ – nach 
dem gegenwärtigem Stand der Forschung 
– ca. 650 Familienbetriebe zum Opfer. Allein 
im Jahr 1938 wurden etwa einhundert thü
ringische Betriebe „arisiert“, für einhundert 
weitere liefen Übergabeverhandlungen. Al
lein zweihundert Unternehmen mussten auf
grund der Boykotte und wegen Auftrags
mangel 1938 schließen. Im Oktober 1938, 
noch vor Inkrafttreten der reichsweiten Ver
ordnung zur „Zwangsarisierung“ vom 3. De
zember 1938,  meldeten die NSDAPKreise 
Schleiz und Sonneberg, dass sie „judenfrei“ 
seien und am 27. Oktober titelte die Rhön
Zeitung: „Vacha judenfrei!“  In einem Schrei
ben bedankte sich das Rechtsamt der Stadt 
Jena am 12. Juni 1939 ausdrücklich bei Carl 
Schmidt, dem „Arisierungsbeauftragten“ für 
seine Dienste: „Mein Auftrag vom 2.12.1938 
an Sie, die jüdischen Einzelhandelsgeschäfte 
im Stadtkreis Jena aufgrund der Verordnung 
zur Ausschaltung der Juden aus dem deut
schen Wirtschaftsleben aufzulösen und ab
zuwickeln, ist im wesentlichen erledigt. Dank 
Ihrer Sachkenntnis und Ihrem unermüdli
chen, verständnisvollen Einsatz in dieser wirt
schaftlichen und politisch schwierigen Frage 
ist die Auflösung und Abwicklung reibungs
los erfolgt, so daß ich pünktlich und ohne 
Vorbehalte die Erledigung der Angelegen
heit an die zuständige Stelle melden konnte. 
Ich nehme deshalb jetzt Veranlassung, Ihnen, 

sehr geehrter Herr Schmidt, für Ihre beson
ders wertvolle und anerkennenswerte Mitar
beit zu danken.“ 

Mit dem Verbot jeglicher Wirtschaftstätig
keit und der Ausübung beinahe aller Berufe 
waren den Juden in Deutschland alle Mög
lichkeiten genommen, ein normales bürger
liches Leben zu führen. Am 17. Januar 1939 
wurde der Mieterschutz für Juden aufgeho
ben. Seit dem 30. April 1939 galt die Anwei
sung, „NichtArier“ seien aus „arischen“ Häu
sern auszuweisen. Das geschah auch in den 
Städten und Gemeinden Thüringens. Juden 
mussten nun in von den Kommunen be
stimmten „Judenhäusern“ auf engstem Raum 
zusammengedrängt wohnen.

Während des Krieges radikalisierte sich die na
tionalsozialistische Judenpolitik immer wei
ter. Ab 1941 ging es nicht mehr um Enteig
nung,  Auswanderung oder Flucht, sondern 
um die Ermordung der jüdischen Mitbürger. 
Die Arbeitsfähigen unter ihnen wurden ab 4. 
März 1941 zur Zwangsarbeit verpflichtet. Seit 
dem 1. September 1941 mussten alle Juden 
ab dem 6. Lebensjahr im Deutschen Reich den 
„Judenstern“ tragen. Sie durften ihren Wohn
bezirk ohne polizeiliche Genehmigung nicht 
mehr verlassen. Seit dem 1. Oktober 1941 galt 
ein generelles Auswanderungsverbot für Ju
den aus dem deutschen Einflussbereich. Am 
14. Oktober 1941 begannen die Deportatio
nen aus dem Reich. Am 25. November wurde 
die Verordnung über die Einziehung jüdischen 
Vermögens im Falle der Deportation erlassen 
und am 26. Mai 1942 begannen die Massen
transporte deutscher Juden in die Ghettos und 
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Vernichtungslager. Einer der ersten Transporte 
mit 515 Thüringer Juden ging am 10. Mai 1942 
vom Bahnhof in Weimar aus ins Ghetto Belzy
ce bei Lublin. Dort verlieren sich die Spuren der 
meisten von ihnen. Nur einer aus diesem Trans
port hat den Nationalsozialismus überlebt. 

Unter den am 10. Mai 1942 Deportierten wa
ren auch Frieda und Siegfried Kirchheimer aus 
Eisenach, deren Geschichte in diesem Band 
erzählt wird. Auf dem Titelbild ist Frieda zu se
hen, die mit vielen anderen Juden am 9. Mai 
1942 auf dem Weg zum Eisenacher Bahn
hof ist. Am 10. Mai 1942 wird sie in Weimar 
den Zug ins Ghetto Belzyce besteigen. Das 
Foto war das letzte Lebenszeugnis von Frie
da Kirchheimer. „Eltern am 9. Mai 1942 abge
reist. Seit Monaten ohne Nachricht.“ Diese kur
ze Miteilung erhielt ihre in England lebende 
Tochter Ingeborg im November 1942 von ei
nem Eisenacher Bekannten der Familie. Frieda 
und Siegfried Kirchheimer gelten seither als 
verschollen. Bis heute ist die genaue Zahl der 
ermordeten Thüringer Juden nicht bekannt.  

Der vorliegende Band enthält zehn lebens
geschichtliche Miniaturen aus der Feder von 
Studentinnen und Studenten der Friedrich
SchillerUniversität Jena. Sie zeichnen den 
Leidensweg von jüdischen Thüringer Famili
en in den Jahren 1933 bis 1945 nach, die auf 
die eine oder andere Weise Opfer der NSRas
senpolitik geworden sind. Die Geschichten  
versuchen  erste Annäherungen an die Bio
graphien dieser Menschen. Das geschieht 
vor allem auf der Grundlage von Recherchen 
in verschiedenen Thüringer Archiven. Nur in 
wenigen Fällen war es möglich, noch Über

lebende der Shoá oder deren Nachfahren zu 
befragen. So konnten nicht alle Details erhellt, 
nicht alle Fragen beantwortet werden. 
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Überzeugter Patriot und Protestant 
Dr. Walter Spiegel – thüringischer 
Studienrat, Gotha/Gera

Walter Spiegel wurde am 16.12.1887 in Berlin 
als Sohn des Kaufmannes Albert Spiegel ge
boren. Bereits während seiner siebenjährigen 
Schulzeit am Schiller Gymnasium zu Gross
Lichterfelde begeisterte sich Spiegel für die 
evangelische Religionslehre mit dem festen 
Ziel das Studium der evangelischen Theolo
gie aufzunehmen. Nach dem Studium an den 
Universitäten Halle, Lausanne, Berlin, Greifs
wald und Erlangen promovierte er am 6. Juni 
1910 in Erlangen zum Dr. phil. im Fach Theo
logie.

Die erste theologische Staatsprüfung be
stand Walter Spiegel im April 1912 in Stettin. 
Von Mai 1912 bis August 1914 arbeitete der 
Pfarramtskandidat als Volontär an Bibliothe
ken in Bremen, Wolfenbüttel und an der Kai
serWilhelm Bibliothek in Posen. Mit Beginn 
des Ersten Weltkrieges schlug der junge, pa
triotisch gesinnte Pfarramtsanwärter Dr. Wal
ter Spiegel beruflich jedoch einen gänzlich 
anderen Weg ein. Aufgrund eines Herzleidens 
für den Frontdienst als untauglich eingestuft, 
trat er am 31. August 1914 ein Seminar und 

Probejahr an der FriedrichAugust Realschu
le in Eutin im Oldenburgischen an. Mit die
sem „Kriegsdienst“ als Lehrer meinte er, sei
nen „Dienst am Vaterland zu tun“.  

Ramona Bräu

„... verließen meine Frau und ich, das damals verpestete 
Deutschland im Januar 1939. Wir mussten es verlassen, 

weil wir sahen, dass unser Leben auf dem Spiel stand.“

ThHStAW, Personalakte aus dem Bereich Volksbildung  
Nr. 27017 Bl. 1d

Studienrat Dr. Walter Spiegel, Ostern 1930
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dere Schulden mehrten sich. Dies führte im 
November 1926 sogar bis zur Pfändung der 
Gehaltsbezüge durch das Hofbankhaus Max 
Mueller. Im aufgeheizten politischen Klima 
am Ende der 1920erJahre musste sich der in
zwischen zum Studienrat aufgestiegene Dr. 
Spiegel zudem dem Vorwurf der konserva
tivnational eingestellten Kollegen und Eltern 
stellen „pazifistische Propaganda“ am Ernesti
num betrieben zu haben. Der patriotischna
tional eingestellte Spiegel, der auch Mitglied 
im „Verein für das Deutschtum im Ausland“ 
war, konnte die gegen ihn gerichteten Be
hauptungen jedoch erfolgreich zurückwei
sen. 

Die Lehr und Lernbedingungen am Ernesti
num waren zu Beginn der 1930erJahre auf
grund der wirtschaftlichen Lage schwierig 
und ständig von Kürzungen und Streichun
gen betroffen. In dieser Zeit wechselte der 
mittlerweile verheiratete Studienrat am 1. Ap
ril 1932 auf eigenen Wunsch die Arbeitsstät
te. Er trat eine Lehrerstelle an der Mittelschu
le am Nicolaiberg 6 in Gera an. Walter Spiegel 
bezog nun mit seiner Frau eine Wohnung in 
der KaiserWilhelmStraße 52. Zum Haushalt 
gehörte auch seine verwitwete Mutter Mar
garethe, geborene Anheim. An seinem neu
en Dienstort war Studienrat Spiegel, der unter 
seinen Schülern als strenger, aber gerechter 
Religionslehrer bekannt war und auch gern 
als Violinensolist bei Wohltätigkeitsveranstal
tungen auftrat, jedoch nur kurz tätig. Bereits 
im Frühjahr 1933 wurde seine Laufbahn als 
Lehrer durch Berufsverbot beendet. 

Entlassung, Verfolgung und 
Flucht

Infolge des so genannten Berufsbeamtenge
setzes vom 7. April 1933, nach dessen „Arier
paragraphen“ u. a. alle „nicht arischen“ Beam
ten in den Ruhestand zu versetzen waren, 
wurde auch der Lehrer für evangelische Re
ligionskunde Dr. Walter Spiegel mit Wirkung 
zum 1. Oktober 1933 aus dem Schuldienst 
entlassen. Spiegel, der aus einem assimilier
ten Elternhaus stammte, verstand sich selbst 
als deutscher Protestant und verweiger
te wohl auch deshalb zunächst die Angabe 
über seine Abstammung im „Arierfragebo
gen“. Erst die Denunziation durch einen Kolle
gen führte zu seiner Entlassung. Alle anschlie
ßenden Versuche Walter Spiegels, sich gegen 
diese Maßnahmen zu wehren, blieben erfolg
los. Gemäß der Rasseideologie der National
sozialisten galt er als Jude.

Die Vertreibung der Geraer Juden aus ihren 
Ämtern und Positionen hatte bereits im Fe
bruar 1933, unmittelbar nach der Ernennung 
Hitlers zum Reichskanzler, mit einer antisemi
tischen Kampagne gegen den Chefarzt des 
Städtischen Krankenhauses, Prof. Dr. Simmel, 
eingesetzt. Auch Simmel wurde aufgrund sei
ner jüdischen Abstammung aus seiner Stel
lung verdrängt. Die von den Nationalsozia
listen reichsweit propagierte Boykottaktion 
gegen jüdische Unternehmer, Anwälte und 
Ärzte am 1. April 1933, die sich in Gera vor 
allem gegen die Kaufhäuser Tietz und Bier
mann richtete, bedeutete auch für die Gera
er Juden den Auftakt zu Verfolgung und wirt

Im Juli 1915 legte  der Seminarist Spiegel die 
Prüfung für das Lehramt an höheren Schulen 
ab und erlangte damit die Lehrbefähigung 
für Religion, Latein und Deutsch. Seinen Weg 
in den Lehrerberuf begann er als Junglehrer 
in Eutin. Von dort wechselte Walter Spiegel 
Mitte 1918 an das traditionsreiche Gymnasi
um Ernestinum in Gotha. Hier nahm er kurz 
vor Kriegsende im Oktober 1918 seine erste 
feste Anstellung als Oberlehrer an. Auch nach 
Ende des Krieges blieb Dr. Walter Spiegel wei
terhin im Schuldienst tätig, obwohl er bereits 

im November 1915 die zweite theologische 
Staatsprüfung erfolgreich abgelegt hatte.

Walter Spiegel lebte in Gotha zunächst in der 
Seebachstraße 19. Er gehörte hier zu den gut 
situierten Bürgern der Stadt, denn sein 1920 
verstorbener Vater hatte ihm ein Geschäft in 
Berlin und ein kleines Aktienvermögen hin
terlassen. Die schwierigen Wirtschaftsverhält
nisse der Nachkriegs und Inflationszeit er
lebte auch Spiegel nicht ohne Rückschläge. 
Das Aktienvermögen ging verloren. Auch an

Stadtarchiv Gera

Die Mittelschule in Gera, Nicolaiberg 6 (heute Goethe-Gymnasium/Rutheneum); Jahr der Aufnahme 
unbekannt
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schaftlicher Existenzvernichtung. Wie Walter 
Spiegel, der sich aufgrund seines protestanti
schen Elternhauses und seiner Berufswahl si
cher nicht als der jüdischen Gemeinde Gera 
zugehörig fühlte, diese Ereignisse wahrnahm, 
ist nicht überliefert.

Die nun in rascher Folge ergehenden antijü
dischen Gesetze und Maßnahmen trafen fort
an aber auch die Familie Spiegel. Im Mai 1933 
wurde den Beamten, Angestellten und Arbei
tern des Rates der Stadt Gera auf Anweisung 
des Oberbürgermeisters Kießling das Einkau
fen in jüdischen Geschäften untersagt. In den 
Folgemonaten wurden immer mehr Berufs

verbote und antisemitische Sonderregelun
gen erlassen. Für viele jüdische Unternehmen 
und Geschäftshäuser bedeutete diese anti
semitische Hetze das wirtschaftliche Aus. In 
Gera versuchte sich die Familie Biermann, de
ren Kaufhaus am Johannesplatz 8 stand, mit 
einem Appell an den Gerechtigkeitssinn der 
Geraer Bürger gegen den wirtschaftlichen 
Ausschaltungsprozess zu stemmen, jedoch 
erfolglos. Ab Ende 1935 firmierte das dann 
„arisierte“ Modehaus unter dem Namen „Mo
dehaus Fritz Jahnke“.

Hinzu trat der aggressiv zur Schau gestellte 
Hass auf alle Juden und alles vermeintlich Jü

ThHStAW, Personalakte aus dem Bereich Volksbildung Nr. 27017 Bl. 096

Handschriftliche Ergänzung zum „Arierfragebogen“ mit dem Hinweis auf die „nichtarische“ Abstam-
mung Walter Spiegels

ThHStAW, Personalakte aus dem Bereich Volksbildung Nr. 27017 Bl. 093v

Fragebogen zur Durchführung des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamten-
tums vom 7. April 1933. Spiegel macht unter e) keine Angaben zu seiner Abstammung
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ThHStAW, Personalakte aus dem Bereich Volksbildung Nr. 27017 Bl. 113

ThHStAW, Personalakte aus dem Bereich Volksbildung Nr. 27017 Bl. 126

dische, der immer weiter auch in die Lebens
realität der Familie Spiegel eindrang. Im Au
gust 1935 veranstaltete die Geraer SA eine 
Stadtrundfahrt unter dem Motto „Wer den Ju
den kennt, kennt den Teufel!“ Am 11. Septem
ber 1935 erklärte der Geraer Beobachter „jüdi
sche Schüler zu Fremdkörpern unter arischen 
Schülern.“  Schließlich folgten am 15. und 16. 
September 1935 die „Nürnberger Rassegeset
ze“, die Ehen zwischen Juden und Nichtju
den zur „Rassenschande“ erklärten und Juden 
endgültig zu Staatsbürgern zweiter Klasse 
degradierten. Wenige Wochen später ersuch
te der Geraer Oberbürgermeister den Thürin
gischen Innenminister um die Erlaubnis, ein 
Verzeichnis mit allen in Gera ansässigen jüdi
schen Geschäften ins Amtsblatt aufnehmen 
zu dürfen, um diese so leichter „arisieren“ zu 
können.

Die Aufrechterhaltung des Lebensstandards 
wurde für viele jüdische Bürger durch die wei
ter fortschreitende  „Arisierung“ ganzer Be
rufsfelder und Unternehmenszweige immer 
schwieriger. So versuchte auch der zwangs
pensionierte Religionslehrer Walter Spiegel 
sein Einkommen durch Privatunterricht auf
zubessern. Im September 1936 ersuchte er 
das Volksbildungsministerium Thüringen um 
die Erlaubnis, „nichtarische“ Kinder unterrich
ten zu dürfen. Obgleich ihm dies genehmigt 
wurde, sah das kinderlose Ehepaar Spiegel für 
sich keine Zukunft mehr in Deutschland. Am 
27.10.1938 beantragte Walter Spiegel die Ge
nehmigung zur Verlegung des Wohnsitzes ins 
Ausland. Das bedeutete für die Familie Spie
gel nach dem Verlust von Arbeitsstelle und 
Ansehen auch den Verzicht auf das letzte ver

bliebene Einkommen  die Ruhestandsbezü
ge des ehemaligen Lehrers , da diese nur auf 
ein Inlandskonto überwiesen werden durf
ten. Die Ereignisse der Pogromnacht vom 9. 
auf den 10. November, in der in Gera die noch 
bestehenden jüdischen Geschäfte zerstört, 
die Synagoge verwüstet und alle männlichen 
Juden – unter ihnen auch Dr. Walter Spiegel 
– verhaftet und ins Konzentrationslager Bu
chenwald verbracht wurden, veränderten die 
Lebensumstände der Spiegels maßgeblich. 
Sie sahen nun ihr Leben in Deutschland un
mittelbar bedroht. Walter Spiegel kehrte erst 
nach einigen Wochen der Haft krank aus dem 
Konzentrationslager zurück.

Nachdem die Spiegels ihr Umzugsgut bei 
der Firma Röhling & Co. in Bremen zur Ver
schiffung eingelagert hatten, wanderten sie 
im Januar 1939 von Hohegeiß im Harz  ih
rem letzten Wohnsitz in Deutschland – über 
die Schweiz nach Cincinnati/USA aus. Das 
Umzugsgut gelangte jedoch nie aus Bremen 
nach dem Bestimmungsort Ohio. Es  wurde 
wahrscheinlich auf einer der zahllosen Ver
steigerungen so genannten „jüdischen Um
zugsgutes“ meistbietend an „arische Volks
genossen“ abgegeben. Die Zahlungen der 
Rentenkasse Thüringen an den pensionierten 
Lehrer wurden im März 1940 auf Genehmi
gung des Oberfinanzpräsidenten Thüringen 
auf das Sonderkonto „Versorgungsbezüge“ 
bei der Dresdner Bank in Gera überwiesen 
und fielen damit an das Reich. Im Dezember 
1940 leitete die Gestapo Weimar alle Schrit
te zur Ausbürgerung der Spiegels ein. In Ver
bindung mit der Ausbürgerung wurde Walter 
Spiegel nun auch sein Doktortitel aberkannt.
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Vergebliche Suche nach Gerech
tigkeit 

Im Jahr 1949 meldete Walter Spiegel, der 
in seiner neuen Wahlheimat als Professor 
am Quincy College in Quincy Illinois tätig 
war, in einem Schreiben an den Präsiden
ten des Landes Thüringen Schadenersatz
ansprüche an. Diese wurden jedoch mit der 
Begrün dung abgelehnt, dass nach dem Thü

ringischen Wiedergutmachungsgesetz kei
ne Zah lungen wie etwaige Rentenzahlun
gen rück erstattet werden können. Die durch 
die Finanzverwaltung nach seiner Ausbürge
rung eingezogenen Wertgegenstände und 
das noch vorhandene Barvermögen konn
ten laut Auskunft des Oberfinanzpräsidenten 
Hannover und des Finanzamtes Blankenburg 
nicht ermittelt und also auch nicht zurücker
stattet werden.
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David Littmann und die Mohren
apotheke in Erfurt

David Littmann, geboren am 12. Juni 1882 
in Philadelphia, war der Jüngste von elf Ge
schwistern. Seine Eltern waren mit ihren Kin
dern nach Amerika ausgewandert, da sie sich 
aber nicht einleben konnten und sich auch 
ihre Hoffnungen auf ein besseres Leben nicht 
erfüllten, kehrten sie 1887 nach Deutschland 
zurück. Da war ihr jüngster Sohn David ge
rade fünf Jahre alt. Wieder in der Heimat zu
rück betrieb Davids Vater eine Gastwirtschaft. 
Aufgrund der bescheidenen Familienverhält
nisse war es für den jüngsten Sohn ein au
ßerordentliches Privileg, dass er ein Universi
tätsstudium absolvieren konnte. So nahm er 
um die Jahrhundertwende an der Universität 
Königsberg das Studium der Pharmazie auf. 

Diesen Studiengang wählte er, weil er ihm die 
Möglichkeit bot, in der Ferienzeit zu arbeiten, 
um sich sein Studium finanzieren zu können. 
Kurze Zeit nachdem er die Universität verlas
sen hatte, erwarb er seine erste Apotheke in 
Lobsens in der Provinz Posen. 

Seine spätere Frau, Margarete Regina Auf
recht, lernte David in Berlin kennen. Sie 
stammte aus einer in Oberschlesien behei
mateten jüdischen Familie. Für ein Mädchen 

der damaligen Zeit genoss sie eine sehr gute 
Ausbildung auf der höheren Töchterschule in 
Breslau. Am 17. April 1912 heiratete David die 
sechs Jahre jüngere Margarete auf dem Stan

Janine Heiland

„Ich kam als wohlhabender Mensch nach Erfurt 
und ging als ausgeplünderter Jude davon.“

G. Littmann

David Littmann als Studierender der Universität 
Königsberg
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ThHStAW,  Oberlandesgericht Erfurt, Nr. 1092 Blatt 6-10 Anlage 6

Die Vorderansicht  der Mohrenapotheke vor dem Umbau

ThHStAW, Oberlandesgericht Erfurt, Nr. 1092 Blatt 6-10 Anlage 5

Die Vorderansicht der Mohrenapotheke nach dem Umbau

G. Littmann 

David und Margarete Littmann (rechts im Bild) mit ihrem jüngsten Sohn Gerhard und einer ent-
fernten Verwandten

Frau und seinen zwei Söhnen das Memelge
biet, in dem seit zwei Jahre bürgerkriegsähn
liche Zustände herrschten. Er baute sich nun 
in Erfurt eine neue Existenz als Apotheker 
auf. Die Familie lebte sich in ihrer neuen Hei
mat schnell ein. Am Wochenende fuhren die 
Littmanns oft mit dem Zug in den Thüringer 
Wald, im Sommer zum Wandern und im Win
ter zum Skilaufen. 

Am 1. März 1928 hatte David Littmann die 
Mohrenapotheke in Erfurt von der Familie Al
lendorf erworben. Sie war nach einem Um
bau im Jahr 1929 die modernste pharma

desamt in Berlin. Ein Jahr später wurde ihr ers
ter Sohn Werner in Lobsens geboren. David 
Littmann zog mit seiner jungen Familie bald 
darauf nach Memel, wo er eine neue Apothe
ke erwarb. Im Memelgebiet war er zugleich 
auch als pharmazeutischer Bevollmächtigter 
des Landesdirektoriums tätig und führte ge
meinsam mit dem Medizinalrat Dr. Huwe die 
Apothekenrevisionen auf dem Lande durch. 
Am Ersten Weltkrieg konnte David Littmann 
aufgrund eines angeborenen Fußfehlers nicht 
teilnehmen. In Memel wurde 1923 sein zwei
ter Sohn Gerhard geboren. Fünf Jahre später 
verließ David Littmann gemeinsam mit seiner 
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wurde für die Littmanns der Kontakt zu an
deren jüdischen Familien immer wichtiger, da 
von heute auf morgen kein Deutscher mehr 
mit ihnen verkehren wollte. 

Boykott und Zwangsverkauf

Die reichsweite Boykottaktion gegen jüdi
sche Geschäfte, Ärzte und Anwälte am 1. April 
1933 machte auch um die Mohrenapotheke 
in der Schlösserstraße keinen Bogen. Wie so 
viele andere jüdische Geschäfte in Erfurt, wur
de auch sie zur Zielscheibe von judenfeindli
chen Übergriffen. SAMänner postierten sich 
vor der Apotheke. Auf ihren Schildern und 
den Handzetteln, die sie an die Passanten ver
teilten, konnte man folgende Aufschrift lesen: 
„Wer beim Juden kauft ist ein Volksverräter“. 

Es blieb nicht bei dem einmaligen Auftritt 
von BoykottPosten am 1. April 1933. Seit 
dem Machtantritt der HitlerRegierung wur
den immer wieder Klebezettel und Plakate 
an der Apotheke angebracht, die  die Kunden 
vom Einkauf abhalten sollten. 

Eine Minderheit der Passanten ließ sich den
noch nicht vom gewohnten Einkauf in der  
Mohrenapotheke abschrecken. Solche Kun
den liefen allerdings Gefahr, dass sie fotogra
fiert und dann in der Öffentlichkeit angepran
gert wurden. So bekam eine Kundin eines 
Tages beim Verlassen der Apotheke diesen 
Zettel in die Hand gedrückt:

ThHStAW, Oberlandesgericht Erfurt, Nr. 1092 Blatt 6-10 Anlage 2.tif

Antisemitischer Hetzzettel, der vor der Mohren-
apotheke verteilt wurde

zeutische Einrichtung in Erfurt. Mit einem 
Kostenaufwand von über 100.000 RM hat
te David Littmann die Apothekenräume mo
dernisiert und die Privatwohnungen im obe
ren Geschoss in Ärztepraxen umgewandelt. 
Die Mohrenapotheke wurde als Familienbe
sitz ausgebaut, damit sie später von den Söh
nen übernommen werden konnte. David Litt
mann galt bei der Kundschaft ebenso wie in 
der Kollegenschaft als ausgezeichneter Apo
theker. Außerdem war er als hervorragender 

Lehrchef bekannt und es galt als Empfehlung, 
bei ihm gelernt zu haben. 

Aus der „deutschen Volksgemein
schaft“ ausgeschlossen

Der jüdische Glaube spielte für die Littmanns 
eine untergeordnete Rolle. Schon immer hat
te David unter seinem jüdischen Vornamen 
gelitten. Wenn er in Deutschland geboren 
worden wäre, hätten ihm seine Eltern vermut
lich einen anderen Namen gegeben, denn 
zwei seiner älteren Brüder, die noch vor der 
Auswanderung seiner Eltern in die USA Ende 
des 19. Jahrhunderts in Deutschland geboren 
wurden, hießen Siegfried und Adolf. Dass sie 
die Bar Mizwa (Aufnahme in die Gemeinde) 
ihrer Söhne Werner und Gerhard feierten, ist 
einem Rest an jüdischem Traditionsbewusst
sein zu zuschreiben. Erst mit der Machter
greifung Hitlers 1933 und des nun staatlich 
beförderten und vor allem rassisch begrün
deten Antisemitismus wurden die Littmanns 
auf ihre jüdischen Wurzeln reduziert. Auf ein
mal waren sie keine Deutschen mehr, son
dern Juden, die einer „minderwertigen Rasse“ 
angehören. Dies bekam die Familie rasch zu 
spüren. Werner, dem ältesten Sohn der Litt
manns, wurde im Jahr 1934 die Reifeprüfung 
aberkannt. Daraufhin zerbrach sein Traum, 
ebenso wie sein Vater Apotheker zu werden. 
Er emigrierte nach Holland und erlernte dort 
den Beruf eines Gärtners. 

Gerhard, der jüngste Sohn, war in der Schu
le jeden Tag den antisemitischen Anfeindun
gen durch Lehrer und Schüler ausgesetzt. So 

G. Littmann

Der 10-jährige Gerhard Littmann auf Skiern in 
Oberhof

ThHStAW, Oberlandesgericht Erfurt, Nr. 1092 Bl. 6-10 Anlage 1

Antisemitisches Plakat, das an der Eingangstür 
der Mohrenapotheke angeheftet wurde

ThHStAW, Oberlandesgericht Erfurt Nr. 1092 Bl. 03

Solche Zettel erhielten Passanten, die einen 
Schritt in jüdische Geschäfte wagten

petera
Durchstreichen



24 25
Neben diesen andauernden antijüdischen 
Boykottmaßnahmen hatte David Littmann 
auch unter den eigenen Angestellten zu lei
den, die ihn bei der Gestapo denunzierten 
und die Kunden bei der SA anzeigten. Um die 
Apotheke keine Minute mehr aus den Augen 
zu lassen, zog die Familie 1935 von der Herder
straße in das Apothekengebäude um. Doch 
den wirtschaftlichen Ruin, in den sie vorsätz
lich getrieben wurden, konnten die Littmanns 
nicht verhindern. Obwohl sie das günstigste 
Angebot für die Medikamentenlieferung an 
das städtische Gefängnis einreichten, erhiel
ten sie den Auftrag nicht. Auch wurden den 
Kunden die Kosten für Medikamente von den 
städtischen Krankenkassen nicht mehr erstat
tet, wenn diese in jüdischen Geschäften ge
kauft wurden. Aus diesem Grund traten die 
Erfurter Bürger immer seltener über die Ein
gangsschwelle der Mohrenapotheke. Doch 
nicht nur die wirtschaftlichen Schäden, son
dern auch die verschärfte antijüdische Gesetz
gebung veranlassten David Littmann schließ
lich zum Verkauf der Apotheke. Zu einer Zeit, 
in der die Nürnberger Rassegesetze gerade 
einmal zwei Wochen alt waren, war ein Käufer, 
der aus der Notlage seines jüdischen Mitbür
gers Profit schlagen wollte, schnell gefunden. 
Am 2. November 1935 wurden die Apotheke 
und das Grundstück für 413.000 RM an Franz 
Quermann verkauft. 
 
Diese Summe stellte nur einen Bruchteil des 
tatsächlichen Wertes des in dieser Zwangsla
ge veräußerten Eigentums dar. An den Käu
fer fielen nicht nur das Grundstück und das 
Gebäude sondern auch sämtliche Einrich
tung, Warenvorräte und pharmazeutischen 

Präparate. Um zu dokumentieren, dass die
ser „jü dische Besitz“ in „deutsche Hand“ über
gegangen und ein weiterer Boykott somit ge
genstandslos war, fanden die Kunden kurz 
nach der Übernahme im Schaufenster ein 
Schild mit der Aufschrift „Deutsche Apothe
ke“ vor. 

Hätte der Verkauf unter diesen Umständen 
nicht bereits im November 1935 stattgefun
den, wäre es spätestens im folgenden Jahr zu 
einer „Zwangsarisierung“ gekommen. Denn 
am 1. April 1936 erschien ein neues Reichs
apothekengesetz, dass alle jüdischen Pharma
zeuten zwang, ihre Apotheke bis 30. Septem
ber 1936 zu verkaufen oder zu verpachten. 
Nach dem Verkauf musste die Familie Litt
mann aus der Apotheke ausziehen. Sie kam 
zuerst bei der befreundeten jüdischen Fami
lie Wachtel unter und nahm sich dann für ei
nige Wochen zwei bescheidene mö blierte 
Zimmer in Friedrichroda.

David Littmann bekam vom Verkaufspreis 
(413.000 RM) insgesamt nur eine Summe 
von 95.000 RM ausgezahlt. Dies lag zum ei
nen daran, dass der Käufer seinen Verpflich
tungen nicht nachkam, eine fällige Rate von 
3.000 RM zu zahlen. Zum anderen daran, dass 
die Hypotheken beglichen werden muss
ten, die das Grundstück der Mohrenapothe
ke aufgrund der Modernisierung belasteten. 
Aber auch über die 95.000 RM konnte die Fa
milie Littmann nicht verfügen. Damit muss
ten nun die Schulden, die durch den Boykott 
verursacht worden waren, bezahlt werden. 
So blieb der Familie letztendlich nur noch ein 
Bankguthaben von 9.578 RM. Davon wurde 

ThHStAWOberlandesgericht Erfurt, Nr. 1092 Bl. 6-10 Anlage 3

Auszug aus dem Kaufvertrag vom 2. November 1935
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dann ein erheblicher Teil von der Deutschen 
Golddiskontbank für die Genehmigung des 
Transfers ins Ausland einbehalten und als so 
genannte „Judenabgabe“ beschlagnahmt. 

Auswanderung

Infolge des Zwangsverkaufs der Mohrenapo
theke und wegen der verschärften antijüdi
schen Repressalien sah David Littmann in der 
Auswanderung den einzigen Ausweg, um 
dem nationalsozialistischen Terror zu entkom
men. Es sollte aber kein Weg ins Ungewisse 
werden. Daher schaute sich David Littmann 
zunächst in Belgien nach einer Existenz für 
sich und seine Familie um. Als er dort nichts 
fand, führte ihn sein Weg weiter nach Italien. 
Hier erwarb er von seinem letzten Vermögen 
eine Nelkenplantage. Nun sollte der Weg ins 
Exil gewagt werden. Mehrere Monate wurde 
die Familie Littmann aber durch den Käufer 
der Mohrenapotheke an der Auswanderung 
gehindert, der sich weigerte, die letzten Ra
ten zu bezahlen. Erst nachdem er einen Teil 
der ausstehenden Forderungen bezahlt hat
te, konnten David Littmann und seine Familie 
im September 1936 endlich nach Italien aus
wandern. Sie ließen sich für zwei Jahre in Im
peria nieder, einer kleinen Stadt in der Nähe 
von Genua. In Italien hatte die Familie weit
aus weniger unter antisemitischen Übergrif
fen der Bevölkerung zu leiden als in Deutsch
land. Aber Italien sollte nicht das endgültige 
Ziel der Auswanderung bleiben. 

Als gebürtiger Amerikaner war es für David 
Littmann möglich, ohne größere Hürden, de

nen sich andere jüdische oder politische Emi
granten gegenüber sahen, mit seiner Familie 
in die USA einzureisen. Nachdem die Familie 
die Bestätigung ihrer amerikanischen Staats
bürgerschaft erhalten hatte, versuchte sie, 
Fahrscheine für ein Schiff von Genua nach 
New York zu erwerben. Dafür fehlten nun 
aber die finanziellen Mittel. Um die aufzutrei
ben, schrieb David Littmann an den Apothe
ker, der vor Jahren seine erste Apotheke in 
Lobsens gekauft und der ihm noch eine Hy
pothek schuldig geblieben war. Er bat ihn, das 
Geld nach Italien zu überweisen. Aufgrund ei
ner Devisenausfuhrsperre, die inzwischen in 
Polen galt, war dies aber nicht mehr möglich. 
So musste die Familie Littmann den langen 
Weg von Italien nach Polen auf sich nehmen, 
um von dort dann auf ein Schiff in die USA 
zu gelangen. Um Deutschland zu umgehen, 
reisten sie über Jugoslawien, Ungarn und die 
Tschechoslowakei nach Polen ein. In der Zwi
schenzeit hatte der Apotheker in Lobsens ih
nen die Schiffstickets besorgt. So konnte die 
Familie Littmann nach vielen Strapazen im Ja
nuar 1939 endlich in die USA ausreisen.

In New York kamen die Littmanns völlig mittel
los an und musste in großer Armut leben. Da
vid Littmann, inzwischen 57 Jahre alt, konnte 
seinen Apothekerberuf nicht mehr ausüben, 
da er kaum Englisch sprach und ihm die not
wendigen amerikanischen Diplome fehlten. 
Aus diesem Grund erlernte er den Beruf des 
Buchbinders. Bei dieser Arbeit half ihm seine 
ganze Familie. David Littmann ist am 17. Feb
ruar 1975 in New York gestorben. Seine zwei 
Söhne, Werner und Gerhard, leben noch heu
te in den USA.

G. Littmann

David und Margarete Littmann im September 1970 in Chicago

Wiedergutmachungsansprüche

Am 28. März 1946 wurde die im Jahre 1935 
vom Besitzer unter dem Druck der Verhält
nisse an einen „Arier“ verkaufte Mohrenapo
theke auf Veranlassung des Landes Thürin
gen beschlagnahmt. Ein Treuhänder wurde 
eingesetzt, der die Interessen von David Litt

mann vertreten sollte. Vier Monate später, am 
1. August 1946, stellte David Littmann Wie
dergutmachungsansprüche. 

Am 5. Februar 1951 verfügte das Oberlandes
gericht, dass der damalige Käufer, Franz Quer
mann, die Apotheke an den Voreigentümer 
zurückgeben muss. David Littmann sollte je
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doch einen Ausgleichsbetrag von 165.000 
DM bezahlen. Dieser Schiedsspruch stand 
im Widerspruch zum Thüringer Wiedergut
machungsgesetz, das von der Voraussetzung 
ausging, dass alle jüdischen Eigentümer, die 
nach 1933 ihren Besitz verkauften, unter po
litischem Druck gehandelt hatten. Da Da
vid Littmann diesen Betrag nicht aufbringen 
konnte, wurde er kurz nach diesem Beschluss 
zum zweiten Mal enteignet: Die Mohrenapo
theke wurde zu „Volkseigentum“ erklärt und 
fiel an den Staat DDR. 

Erst nach dem Ende der DDR konnten erneut 
Rückübertragungsansprüche geltend ge
macht werden. 1989 reklamierten allerdings 

nicht nur die Söhne, Gerhard und Werner Litt
mann den elterlichen Besitz, sondern auch die 
Nachkommen Franz Quermanns, des Käufers 
von 1935. Sie gaben bei Gericht an, dass die 
Apotheke damals nicht unter dem Zwang der 
politischen Verhältnisse, sondern aufgrund 
der schlechten Führung des Unternehmens 
und Verschuldung des jüdischen Besitzers 
verkauft worden sei. Doch Gerhard Littmann 
konnte vor Gericht beweisen, dass die Apo
theke durch die wirtschaftlichen Repressali
en des nationalsozialistischen Regimes in den 
Ruin getrieben wurde und daher weit unter 
Wert verkauft werden musste. Nach mehr als 
60 Jahren ging die Mohrenapotheke wieder 
in den Besitz der jüdischen Eigentümer über. 

ThHStAW, Land Thüringen, Ministerium der Finanzen Nr. 3400 Bl. 135



29
Philipp Gliesing 

„Wie vertraulich festgestellt werden konnte, hat eine Reihe von 
Konsumenten […] ihre Monatskonten in dem jüdischen Kaufhaus 
zum „Römischen Kaiser“ in Erfurt mit dem 1.9.1935 aufgegeben. “

Stadtarchiv Erfurt

Volkstümliche Tage (um 1920) im Kaufhaus „Römischer Kaiser“
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folgreichen Unternehmen. Bereits 1927 wur
de die Verkaufsfläche durch einen Anbau 
verdoppelt. Es entstand ein großer Aufent
haltsraum, in dem Musikkappellen und Mo
denschauen für die Unterhaltung der Erfurter 
Bevölkerung sorgten. Besondere Verkaufsta
ge und Service sicherten die Beliebtheit des 
Kaufhauses bei den Menschen aus Stadt und 
Land. Die Mitarbeiter des Kaufhauses wur
den umfassend ausgebildet, es gab einen Be
triebskindergarten, einen Pensions fond und 
eine Sportgemeinschaft. Außerdem existier
te eine Leihbibliothek mit 5000 Bänden so
wie eine Theaterkasse. All diese Dinge waren 

Das Kaufhaus Römischer Kaiser 
(KRK), Erfurt  eine außergewöhn
liche Einkaufsgelegenheit

Zum Jahreswechsel 1905/06 erkannte Sieg
fried Pinthus, Inhaber eines Kaufladens am 

Stadtarchiv Erfurt

Schaufensterdekoration um 1930

Erfurter FriedrichWilhelmplatzPlatz, die güns
tige Lage für die Errichtung eines Warenhau
ses am Anger in Erfurt. Gemeinsam mit Arthur 
Solms Arndtheim, einem Verwandten des Fa
milienkonzerns Tietz, eröffnete er am 23. März 
1908 dort das Kaufhaus Römischer Kaiser. Die 
„KRK GmbH“ entwickelte sich zu einem er

Stadtarchiv Erfurt

Rekord-Tage (1925)

vorbildliche soziale Standards. Zeitweise be
schäftigte das Unternehmen 450 Angestellte 
und Arbeiter. 

Soziale Verantwortung – familiäre 
Fürsorge

Siegfried Pinthus und Arthur Arndtheim ge
hörten der Erfurter Oberschicht an. Die bei
den Familienväter verband nicht nur der Beruf, 
sie waren auch verschwägert. Arthur Arndt
heim wurde am 8. Juni 1879 in BrieskowFin
kenheerd geboren, einer kleinen Gemein
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Durch das aktive Bekenntnis zur Religion stell
ten sich die Geschäftsleute des Kaufhauses 
Römischer Kaiser dem Zeitgeist der Assimila
tion entgegen.

Aktive Frauen – „Lichter der Fami
lie“

Die Verwirklichung des jüdischen Lebens in 
Haus und Gemeinde wäre ohne das vielsei
tige Wissen und die Fertigkeiten der Frauen 
unmöglich gewesen. So ergänzte sich auch 
in der Familie Pinthus die jüdische und die 

allgemeine Bildung. Hedwig Pinthus imma
trikulierte sich im Sommersemester 1932 an 
der FriedrichSchillerUniversität in Jena im 
Fach Philologie und schloss 1937 ihr Studium 
mit einer Dissertation  über  „Die Normandie 
in Barbey d’Aurevillys Romanen“ ab.

Hedwig Pinthus war Vorsitzende des Israeli
tischen Frauenvereins und der Schwestern
vereinigung der Erfurter Loge (U.O.B.B.) und 
nahm seit 1932 als vollwertiges Mitglied an 
der Repräsentantenversammlung teil. Sie 
lebte zuletzt in der Villa in der Hohenzollern
straße 24 in Erfurt. Nach dem Tod ihres Man
nes im November 1937 zog sie zu Verwand
ten nach Berlin in die Bayernallee 19a, wo sie 
sich bis zum Juli 1938 aufhielt. Während des 
Krieges floh die inzwischen fast sechzigjähri
ge Frau in die Niederlande und starb dort im 
Jahre 1941. 

Die Tochter Lotta Johanna Pinthus war aus
gebildete Wohlfahrtspflegerin und seit 1929 
Mitglied der Frauenbundkommission. Sie 
heiratete Dr. Louis Herzberg, den Personal
chef des Warenhauses Römischer Kaiser. Bei
de hatten zwei Töchter, Eva und Hanna. Von 
1928 bis zum Juli 1933 lebte die Familie Herz
berg in einer großen Wohnung in der Gus
tavAdolfStraße 2. Die politischen Verhältnis
se nach dem  Januar 1933 veranlassten die 
Familie zunächst zur Flucht nach Frankreich. 
Die Herzbergs kehrten aber schon im Okto
ber 1934 wieder nach Erfurt zurück. Die Kin
der, Eva und Hanna, wurden bei der Groß
mutter Hedwig untergebracht. Im Jahr 1935 
verließen Lotta Johanna, Dr. Louis Herzberg 
und die beiden Mädchen das Land für immer. 

de südlich von Frankfurt/Oder. Am 22. März 
1882 kam die Schwester Hedwig zur Welt. Sie 
waren beide Kinder von Luis und Cassandra 
Arndtheim, geb. Tietz. Tochter Hedwig heira
tete den 1870 in Berlin geborenen Siegfried 
Pinthus. Das Ehepaar zog 1896 nach Erfurt. 
Hier betrieb der Vater von Siegfried, Louis Pin
thus, ein Kaufhaus und war in leitender Stel
lung in der Erfurter Synagogengemeinschaft 
tätig. Im Januar 1903 kam die erste Tochter 
von Hedwig und Siegfried zur Welt, Lotta Jo
hanna, ein Jahr später Elly Fanny. 

Siegfried Pinthus lehnte öffentliche Posten 
ab. Aber er widmete sich intensiv dem jüdi

schen Gemeindeleben. Von 1926 bis 1937 
setzte er sich im Amt des Vorsitzenden der 
Synagogengemeinschaft Erfurt für die jüdi
sche Traditionspflege ein und belebte das 
Gemeindeleben neu. 1927 war er Mitbegrün
der des „Vereins für jüdische Geschichte und 
Kultur“ und leitete später die „Thüringer Ar
beitsgruppe für Jewish Agency“. Im Jahr 1933 
organisierte Siegfried Pinthus ein Treffen mit 
Jugendlichen, um über Palästina zu reden. 
Auswanderung war seit Hitlers Kampfansa
ge vom Jahr 1922 ein zentrales Thema in der 
jüdischen Gemeinde geworden. Kontrover
se Diskussionen zwischen Zionisten und assi
milierten Juden waren an der Tagesordnung. 

Stadtarchiv Erfurt

Feier zur Einweihung des Kaufhauses 1929

Jüdische Landesgemeinde Erfurt

Portrait S. Pinthus (Öl)
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sen Käufern für den Kaufhausbetrieb. Dieser 
Zwangsverkauf des KRK wurde vom Erfurter 
Oberbürgermeister Kiessling in Absprache 
mit Gauleiter Sauckel überwacht, kontrolliert 
und genehmigt. Das NSDAPMitglied Völkert, 
ein Vertrauensmann des Wirtschaftsreferen
ten der Münchner Parteileitung, vertrat die 
Käufer Hans Quehl, einem Unternehmer aus 
Leipzig, Dr. von Zabiensky, Bankdirektor aus 
Erfurt, sowie den Anwalt Dr. Walter Ahlburg 
aus Berlin, der sich auf den Erwerb „jüdischer 
Warenhäuser“ mittels Bankkrediten spezia
lisiert hatte. Die Gesellschafter Pinthus und 
Arndtheim sahen sich schließlich gezwun
gen, das Kaufhaus für die Hälfte der Verein
barung zur veräußern, da die Kredite teilwei
se nicht genehmigt wurden. Im Anhang des 
Vertrages wurde die fristlose Entlassung aller 
jüdischen Angestellten festgeschrieben. 

Im Oktober 1937 erfuhr die Öffentlichkeit 
vom Verkauf des Familienunternehmens. In 
der Presse und auf der Straße wurde darauf 
aufmerksam gemacht. Als äußeres Zeichen 
hingen Hakenkreuzfahnen am Gebäude. Kurz 
darauf herrschte wieder großer Andrang im 
Kaufhaus, alte Kunden trauten sich wieder 
einzukaufen. Die „Arisierung“ verlief jedoch 
nicht reibungslos. Vor allem die Geschäftsleu
te im Einzelhandel hatten sich im Vertrauen 
auf die NSPropaganda vor der Machtergrei
fung eigentlich eine Stilllegung des moder
nen Kaufhauses erhofft. Hinter dem Namen 
„Hans Quehl & Co.“ vermuteten sie eine Tar
nung der enteigneten jüdischen Besitzer. Mit 
„arischen“ Werbeanzeigen versuchten die 
„Neugesellschafter“ solchen Gerüchten ent
gegen zu steuern. 

Die Familien Arndtheim und Pinthus hatte in 
Folge der „Arisierung“ ihres Kaufhauses kei
ne existenzielle Grundlage mehr. Am 21. No
vember 1937, kurz nach dem Verlust seines 
Lebenswerkes, starb Siegfried Pinthus an ei
nem Herzleiden in einer Kurstätte Friedrichro

Sie kamen zunächst in Nijmegen (Niederlan
de) unter und lebten später in Amsterdam. 

Durch eine Anordnung des Reichsführers SS 
an die Regierung in Erfurt wurde den Herz
bergs – wie auch Hunderten anderen Perso
nen – am 13. November 1937 die deutsche 
Staatsbürgerschaft entzogen. Der Besitz fiel 
damit ans „Reich“. Tochter Eva wurde im Okto
ber 1944 nach Auschwitz deportiert und kam 
von dort am 3. November 1944 nach Maut
hausen, wo sie vermutlich starb. In der Häft
lingsKartei von Eva ist festgehalten worden: 
„Wohnort des Angehörigen: Vater Lui. KL Au“. 
Der Vater war 1941 in Auschwitz ermordet 
worden. Das genaue Schicksal von Lotta Jo
hanna Herzberg, geb. Pinthus, und ihrer Toch
ter Hanna ist nicht bekannt.

Das Kaufhaus „unter neuer Lei
tung“

Gegen das populäre Kaufhaus wurden schon 
früh zahlreiche Boykottmaßnahmen gestar
tet. Eine Filiale in der Johannisstraße musste 
1934 auf behördliche Anordnung schließen. 
1935 wurden der beliebte Erfrischungs 
und Ruheraum sowie die Leihbibliothek ge
schlossen und 1936 liquidierte die Indust
rie und Handelskammer die betriebliche 
Fort bil dungs schule. Aus den Lageberichten 
der Gestapo von 1933 bis 1936 wird ersicht
lich, dass das Kaufhaus unter ständiger Beob
achtung stand. Im August 1935 fanden die 
Reichswettkämpfe der SA statt, im Lagebe
richt der Erfurter Stapostelle heißt es: „Die jü

dischen Geschäfte hatten an den Propagan
datagen einen nennenswerten Besuch nicht 
aufzuweisen. Auch an den folgenden Tagen 
sind die Läden der Juden ängstlich gemie
den worden. Wie vertraulich festgestellt wer
den konnte, hat eine Reihe von Konsumen
ten […] ihre Monatskonten in dem jüdischen 
Kaufhaus zum ‚Römischen Kaiser‘ in Erfurt mit 
dem 1.9.1935 aufgegeben. “

Der Umsatzrückgang durch die antisemiti
sche Agitation war Ende 1936 deutlich zu 
spüren. Das alltägliche Leben wurde für die 
Unternehmerfamilien immer schwieriger. Die 
Besitzer suchten notgedrungen nach seriö

Thüringer Allgemeine vom 12. November 1937Thüringer Allgemeine vom 3. Oktober 1937
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das. Arthur Arndtheim war schon 1936 verhaf
tet und unter Druck gesetzt worden. Er lebte 
fortan versteckt. Zum Zeitpunkt des Novem
berpogroms 1938 war er in Berlin. Der Ge
schäftsführer des Kaufhauses Max Arenstein 
und der jüngere Sohn von Arndtheims, Karl

richten waren. Die Familie wanderte im April 
1939 nach Palästina aus und lebte dort in Ra
matGan. Am 31. Januar 1940 wurden Arndt
heims offiziell ausgebürgert. 1945 starb der 
66jährige Artur Solms Arndtheim in Palästina. 

Nicht wieder gutzumachen

Nachdem die Rote Armee die Stadt Erfurt am 
3. Juli 1945 besetzt hatte, wurde Hans Quehl 
auf Grundlage der Befehle 124/126 der SMAD 
enteignet, da er als „belasteter Faschist“ galt. 
Er legte Widerspruch ein und versuchte, den 
Kaufvertrag aus dem Jahr 1937 zunächst zu 
rechtfertigen, setzte sich aber schließlich in 
die westlichen Besatzungszonen Deutsch
lands ab. Das stark beschädigte Kaufhaus wur
de in der Nachkriegszeit als „Verpflegungs
punkt“ genutzt. 

Am 21. Mai 1946 wurde das sequestrierte Ei
gentum der Stadt Erfurt zur Nutznießung 
überlassen und kam auf „Liste A“ der Restitu
tionsverfahren mit der Auflage, „dass der Be
trieb für die Wiedergutmachung vorgesehen 
ist“. Das vom Land Thüringen eingerichtete 
Referat für Wiedergutmachung im Präsidial
büro des Ministerpräsidenten kümmerte sich 
um Ansprüche der ursprünglichen Besitzer. 
Der mit der Verwaltung des jüdischen Vermö
gens beauftragte Regierungsrat Georg Chaim 
bemühte sich um Kontaktaufnahme zu den 
Angehörigen der vertriebenen Familie. Er ver
suchte, die Rechtslage zugunsten der Ge
schädigten auszuschöpfen und wehrte sich 
gegen die Versuche der Stadt, ohne Kontakt 
zu den Anspruchsberechtigten eine endgül

Thüringer Allgemeine vom 14. März 1938

Heinz, wurden in der Pogromnacht nach Bu
chenwald verschleppt und für mehrere Wo
chen dort eingesperrt. Im März 1939 erwarb  
Bezirksdirektor und NSDAPMitglied Ernst 
Grasshof das Wohnhaus der Arndtheims für 
35.000 RM, welche an das Finanzamt zu ent

tige Entscheidung herbeizuführen. Chaim 
bestallte den Wirtschaftsberater Hille als Ab
wesenheitspfleger, der sich intensiv um die 
Freigabe des Kaufhauses bemühte. 

Am 27. September 1947 stellte Erna Arndt
heim, die Witwe von Arthur Arndtheim, An
trag auf Wiedergutmachung beim Präsi
dialamt. Doch die Chancen dafür standen 
schlecht. Im Verlauf des Jahres 1947 hatten 
Chaim und Hille die Verwertungskommission 
für sequestrierte Betriebe beim Rat der Stadt 
auf die klare Rechtslage hingewiesen. Aber 
aufgrund eines Kabinettsbeschlusses der 
Landesregierung vom März 1948 – gemäß 
des Befehls 69 der SMAD – wurde im Grund
buch „Eigentum des Volkes“ eingetragen. Das 
ehemalige Kaufhaus Römischer Kaiser wur
de zum größten Warenhaus der DDR. Das 
„Amt zum Schutze des Volkseigentums“ teil
te dem Vorstand der Erfurter Synagogenge
meinde im Juli 1950 mit, dass die „gesetzliche 
Basis“ fehle, um Erna Arndtheim zu entschädi
gen. Sie starb 1975 in Konstanz am Bodensee. 
Nach der Wiedervereinigung klagte ihr Sohn 
KarlHeinz Arndtheim gegen den neuen Be
sitzer, die Karstadt AG. Das Verfahren ende
te mit einem Vergleich. KarlHeinz Arndtheim  
wurde eine Entschädigung zugesprochen.





39

Die Industriellenfamilie Ruppel, 
Gotha/Saalfeld

Die Brüder Emanuel und Abraham Ruppel 
stammten aus Stadtlengsfeld in der Thüringi
schen Rhön. Im Jahre 1870 zogen sie gemein
sam mit ihren Familien in die Residenzstadt 
Gotha und eröffneten  im „Haus zur Goldenen 
Schelle“ am Hauptmarkt 40 die Eisenwaren
handlung „Gebrüder Ruppel“. Sie vertrieben 
dort Kleineisenwaren, Haus und Küchenge
räte. Das Geschäft nahm eine überaus posi
tive Entwicklung. 1894 kauften die Brüder 
ein Grundstück in der Reinhardsbrunner Str. 
5759. Hier begannen sie nun auch, eine eige
ne Produktion aufzubauen. Sie fertigten und 
lackierten Haushaltwaren. Nach dem Tod der 
beiden Gründer übernahm Robert, ein Sohn 
Emanuel Ruppels, 1906 den aufstrebenden 
Familienbetrieb. Bald wurden die ersten Ge
brauchsmuster der eigenen Haushaltswaren
produktion angemeldet, die den Grundstock 
des weiteren wirtschaftlichen Erfolges der Fir
ma legen sollten. In den folgenden Jahren er
setzte dann die Produktion von industriellem 
Blechzubehör, etwa für die Automobilindus
trie, zunehmend die Fabrikation von Haus 
und Küchengeräten. 

Seit Dezember 1929 war in dem inzwischen 
in „Ruppelwerke“ GmbH umbenannten Fa

Thomas Wenzel 

„…well if you buy a boat ticket to leave Germany on such and 
such a day well release him for that day.”

Stadtarchiv Gotha 2/1415, Bl. 28 (Katalog Ruppelwerke)

Produkte der Ruppelwerke

milienbetrieb Marianne Brandt als Leiterin 
der Entwurfsabteilung des Bereiches Kunst
gewerbe tätig. Der Schülerin des Bauhaus
Gründers Walter Gropius gelang es, große Tei
le des Fabrikationsprogramms zu erneuern. 
Nach ihren Entwürfen entstanden Schreib
tischgarnituren, Teewärmer, Bücherstützen, 
Sparbüchsen, Lampen oder auch Tabletts. Im 
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November 1932 verlies Marianne Brandt aller
dings die „Ruppelwerke“ wieder. 

Nach dem Tod des Kommerzienrates Ro
bert Ruppel im Jahre 1931 übernahm sein 
am 18. September 1900 in Gotha gebore
ner Sohn Dr. Ernst Ludwig Ruppel die Ge
schäfte. Wie seine ältere Schwester Elisabeth 
(1897–1983) hatte auch Ernst das Ernestinum 
in Gotha besucht und dort 1920 sein Abi
tur abgelegt. Danach studierte er Volkswirt
schaft, Naturwis senschaften und Betriebswirt
schaft in Frank  furt a. M., München und Berlin. 
Ab dem Win ter semester 1925/26 belegte er 
nochmals drei Semes ter Nationalökonomie 
und Jura an der FriedrichWilhelmsUniversi
tät zu Berlin. Er wurde am 25. Februar 1927 
mit der Arbeit „Die Entwicklung der Deut
schen PersonenAutomobilIndustrie und 
ihre derzeitige Lage“ in Berlin promoviert. 

Die Geschäfte des Gothaer Unternehmens 
waren sehr erfolgreich gewesen, denn Robert 
Ruppel erwarb einen zusätzlichen Betrieb, 
eine Maschinenbaufabrik in Saalfeld.  Das Tra
ditionsunternehmen „Auerbach & Schei be“, 
ein Spezialist für Bohr und Biegema schinen, 
war seit 1889 in Saalfeld ansässig und bis zur 
Übernahme ebenfalls ein Familienbetrieb 
gewesen. Teile der Produktion gingen nach 
Asien und Lateinamerika. Ernst Ruppel saß 
nun im Vorstand der Saalfelder Aktiengesell
schaft und war gleichzeitig weiter Geschäfts
führer der „Ruppelwerke“ GmbH. Im Jahre 
1933 heiratete Ernst die ebenfalls aus Gotha 
stammende Lehramtsanwärterin Annema
rie Fleischhauer, die nach der Hochzeit aus 
dem Schuldienst ausschied. Im November 

des gleichen Jahres wird der erste gemein
sam Sohn, KlausRobert, geboren. Ende Janu
ar 1935 folgte Ernest (Ernst) Dieter. 

Als „jüdisches Unternehmen“ dif
famiert

Mit Beginn der Herrschaft des Nationalsozi
alismus begann auch für die Familie Ruppel 
ein Stigmatisierungs und Ausgrenzungspro

Wenzel

Produkte der Auerbach & Scheibe AG

Wenzel

Dissertation von Ernst Ludwig Ruppel
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zess, der seinen Höhepunkt im November 
1938 erreichen sollte. Die ersten deutlichen 
Anzeichen zeigten sich im August/Septem
ber 1935. Im „Judenspiegel“, einer Beilage der 
örtlichen Zeitung „Gothaer Beobachter“, wur
den die Familie sowie auch die „Ruppelwer
ke“ mit vielen weiteren Unternehmen öffent
lich als „jüdisch“ gebrandmarkt. Im Saalfelder 
Betrieb, der Maschinenbaufabrik Auerbach & 
Scheibe AG, einem der größten Arbeitgeber 
der Region, dessen Vorstandsvorsitz Dr. Ernst 
Ruppel inne hatte und dessen Aktien vollstän
dig im Besitz der Familie waren, blieb eine sol
che Diffamierung zu diesem Zeitpunkt noch 
aus. 

Seit dem von der NSRegierung initiierten Ap
rilboykott 1933, der ein Signal zur „Entjudung“ 
der Wirtschaft setzen sollte, kam es vermehrt 
zum Verkauf jüdischer Geschäfte an „arische“ 
Erwerber. Der Umfang und die Ausmaße die
ser Verkäufe ließen bald einen regelrech
ten Markt entstehen. Hier griff seit 1935/36 
auch die NSDAP durch Ernennung von Gau
wirtschaftsberatern aktiv ein. Diese Instanz 
entschied letztlich über die „Arisierung“ von 
Unternehmen. Auch wenn der Gauwirt
schaftsberater von Thüringen, Staatsrat Otto 
Eberhardt, erst im März 1938 die Oberauf
sicht über die „Arisierungen“ erhielt, kamen 
doch schon im Juni 1937 von seinem wich

Bildarchiv Stadtmuseum Saalfeld, 09119

Belegschaft der Auerbach & Scheibe AG 1936

Wenzel

Katalog der Auerbach & Scheibe AG
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tigsten Mitarbeiter und späteren Nachfolger 
im Amt, Dr. Walter Schieber, die ersten Anfra
gen zu den Besitzverhältnissen der Saalfelder 
Firma der Familie Ruppel. Als wichtigster Ak
teur im Hintergrund bei den nun folgenden 
Bemühungen um eine „Arisierung“ der Fir
ma agierte Otto Steuerwald, der Betriebsfüh
rer der Auerbach & Scheibe AG. Er verfolgte 
persönliche Interessen bei der Verdrängung 
der jüdischen Besitzer, denn er plante, die Fir
ma gemeinsam mit einem Partner selbst zu 
übernehmen. In zahlreichen Briefen an das 
Amt des Gauwirtschaftsberaters denunzierte 
er Dr. Ernst Ruppel. Allerdings war das Agie
ren Steuerwalds selbst dem Gauwirtschafts
berater lästig, weshalb er diesen aufforderte, 
seine Aktionen einzustellen. 

Die „Arisierung“ der Saalfelder Fir
ma Auerbach & Scheibe AG

Dr. Ruppel hatte den Ernst der Lage durchaus 
erkannt. Ihm war bewusst, dass er als Jude aus 
seiner eigenen Firma ausgeschaltet werden 
sollte. Daher versuchte er zunächst, die Firma 
auf seine Kinder überschreiben zu lassen. Da 
diese aber nach den nationalsozialistischen 
Rassegesetzen als „Mischlinge I. Grades“ gal
ten, wurden seine Gesuche abgelehnt. Ein 
Verkauf der Firma schien damit unumgäng
lich. Ernst Ruppel wollte eine solche Entschei
dung aber nicht den NSInstanzen überlas
sen, sondern wenigstens im Rahmen der ihm 
noch verbliebenen Möglichkeiten Einfluss auf 
den Gang der Dinge nehmen. Daher bemüh
te er sich nun unabhängig vom Gau bzw. 
Kreiswirtschaftsberater selbst um einen Käu

fer. Er fand schließlich mit Willy Starcke, einem 
Mitglied des Aufsichtsrates der Firma, einen 
für ihn geeigneten Käufer. Dem gebürtigen 
Saalfelder Starcke, Direktor der SingerNäh
maschinenfabrik in Wittenberge bei Potsdam, 
war er bereits über Jahre in Freundschaft ver
bunden. Er hatte ihm sogar seine Dissertation 
gewidmet. Zweiter Teilhaber sollte der Leiter 
der Berliner Firma HoeschStahl und Träger 
des Goldenen Parteiabzeichens, Dipl. Ing. 
Hans Helmut Wilkens werden. 

Der bisher geschäftlich so erfolgreiche Ernst 
Ruppel versuchte durch kooperatives Ver
halten, seiner Firma geschäftlich verbunden 
bleiben zu können. Er wandte sich an SS
Obersturmbannführer Walter Schieber vom 
Gauwirtschaftsamt und bat darum, als Entge
genkommen für den durch die Verhältnisse 
erzwungenen unfreiwilligen geschäftlichen 
Rückzug aus seiner Firma, wenigstens weiter
hin als Berater der Auerbach & Scheibe AG tä
tig sein zu dürfen. Das wurde auch zugestan
den. Am 19. April 1938 wurde schließlich der 
Übernahmevertrag unterzeichnet. Vom fest
gesetzten Kaufpreis von 975.000 RM sollten 
95.000 RM als „Arisierungsabgabe“ abgeführt 
werden. Der Rest sollte zu gleichen Teilen 
an die bisherigen Aktionäre der Auerbach & 
Scheibe AG, die Erben von Robert Ruppel, 
also an seine Witwe Sophie Ruppel, seinen 
Sohn Dr. Ernst Ruppel und an dessen Schwes
ter Elisabeth Kaufmann überwiesen werden. 
Zum Abschluss kam die „Arisierung“ der tra
ditionsreichen Firma damit aber noch nicht. 
Zur vollständigen Übernahme fehlte noch 
die Genehmigung des Reichswirtschaftsmi
nisteriums zur Einzahlung von einem Drittel 

ThHStAW, NSDAP Gauleitung Thüringen, Nr. 23 Bl. 35

Vorschlag Otto Steuerwalds zum Besitzerwechsel
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der Kaufsumme auf ein Sperrkonto von Ernst 
Ruppels Schwester Elisabeth Kaufmann. Diese 
war bereits vor Jahren nach London gezogen 
und unterlag als Ausländerin damit speziellen 
„Devisenschutzgesetzen“. Das Hauptproblem 
und damit Haupthindernis für den Abschluss 
des Verfahrens war aber offenbar, das in den 
Verhandlungen zur  „Arisierung“ erreichte Zu
geständnis, dass „der Jude“ Ruppel auch nach 
dem Verkauf der Firma als Berater für den Ex
port tätig sein könne. Dies sollte unbedingt 
verhindert werden. 

Das „Judenreferat“ des Reichswirtschaftsmi
nisteriums bot zur Lösung der komplizierten 
Situation einen erpresserischen Handel an. 
Dr. Ruppel sollte eine ersatzlose Zahlung von 
45.000 RM an die Golddiskontbank leisten 
und einer Auflösung seines Vertrages als Be
rater innerhalb eines halben Jahr zustimmen. 
Nur unter dieser Bedingung wäre man bereit, 
die „Arisierung“ der Auerbach & Scheibe AG 
zu genehmigen. Erst nachdem Ernst Ruppel 
die Zahlung geleistet hatte und der „arische“ 
Käufer, Hans Wilkens, wiederholt bei den zu

Bildarchiv Stadtmuseum Saalfeld - 06689
 

Belegschaft der Auerbach & Scheibe OHG um 1940

ThHStAW, NSDAP Gauleitung Thüringen, Nr. 23 Bl. 140

Bericht zur geplanten Arisierung vom 14.4. 1938 (wahrscheinlich vom Amt des Gauwirt-
schaftsberaters)
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ThHStAW, Konzentrationslager Buchenwald, Geldkarte Ernst Ruppel

Geldkarte Ernst Ruppels aus dem Konzentra-
tionslager Buchenwald

ständigen Stellen in Thüringen und Berlin vor
stellig geworden war, erteilte die Devisenstel
le beim Oberfinanzpräsidenten Thüringen in 
Rudolstadt die Genehmigung für die Zahlun
gen zum Erwerb der Firmenanteile von Elisa
beth Kaufmann, geb. Ruppel. Damit war die 
„Arisierung“ der Firma auch offiziell geneh
migt und abgeschlossen.

Durch „Schutzhaft“ im KZ Buchen
wald zur Aufgabe der „Ruppel
werke“ Gotha gepresst

Die Welle der Gewalt, die nach der Ermor
dung des Legationsrates von Rath in Pa
ris am 9./10. November 1938 ausgelöst wur
de, erfasste auch Ernst Ruppel. Gemeinsam 
mit Tausenden anderen Juden wurde er in 
„Schutzhaft“ genommen und in das Konzen
trationslager Buchenwald verbracht. Der un
ter der Nummer 20735 registrierte Häftling 
erhielt schon einen Tag nach seiner Einliefe
rung im Lager Besuch von Direktor Heinrich 
Heunisch, dem Geschäftsführer und Minder
heitsbeteiligten der „Ruppelwerke“ Gotha. Im 
Beisein von Heunisch wurde Dr. Ernst Ruppel 
– auch unter der Androhung von gewaltsa
men Maßnahmen gegen seine Familie – zur 
Unterschrift unter einen zusätzlichen Vertrag 
zur „Arisierung“ seines traditionsreichen Go
thaer Familienunternehmens gezwungen. 

Am 12. November erhielt Heinrich Heunisch 
gemeinsam mit drei neuen Teilhabern vom 
Reichs statthalter in Thüringen, vertreten 
durch den Gauwirtschaftsberater, die Geneh
migung zur „Arisierung“ des jüdischen Betrie

bes in Gotha. Der Übernahmepreis für die ge
samten Besitzungen der Ruppels in Gotha 
war im Vertrag vom 29. September 1938 auf 
470.000 RM festgelegt worden. Davon soll
te die Familie Ruppel als Verkäufer 410.000 
RM erhalten und die Differenz von 60.000 
RM als „Arisierungsabgabe“ auf ein Konto 
bei der Thüringischen Staatsbank überwie
sen werden. Mit der „Arisierung“ der beiden 
Firmen wechselten fast über Nacht mehrere 
Millionen an Vermögens und Betriebswer
ten den Besitzer. Die mehr als 1000 Arbeiter 
und Angestellten arbeiteten von nun an für 
die von den Nationalsozialisten gewünschten 

„arischen“ Besitzer. In der 1942 erschienenen 
Betriebschronik der nun unter dem Namen 
„Gothaer MetallwarenFabrik GmbH“ einge
tragenen Firma wurde das Datum der „Über
nahme“ nicht einmal verschleiert.

Der Weg ins Exil

Nur einem glücklichen Zufall verdankte es 
Ernst Ruppel, dass ihm und seiner Familie die 
Auswanderung gelang. Seine Frau bemühte 
sich in den Tagen nach seiner Verhaftung und 
Internierung in Buchenwald um ein Visum für 

Großbritannien. Persönlich hatte sie den Po
lizeipräsidenten von Weimar, Paul Hennicke, 
aufgesucht und ihn angefleht, sich für die 
Haftentlassung ihres Mannes einzusetzen. 
Dieser sagte ihr die Entlassung Dr. Ernst Rup
pels unter der Bedingung zu, dass er ein gül
tiges Ausreisevisum vorlegen könne. Durch 
Bekannte ihres Mannes bekam Annemarie 
Ruppel zufällig Kontakt zu Frank Foley, dem 
Leiter der Passabteilung in der britischen Bot
schaft in Berlin. Dieser war gleichzeitig Agent 
des britischen Geheimdienstes. Er verschaffte 
der Familie Ruppel, wie auch Tausenden an
deren jüdischen Familien, ein Einreisevisum 
nach Großbritannien. An Bord eines hollän
dischen Flugzeuges verließ die Thüringer Un
ternehmerfamilie ihre Heimat Deutschland 
für immer.

Im Exil in Stourbridge bei Birmingham ge
lang der Familie aus kleinen Anfängen wieder 
ein wirtschaftlicher Aufstieg. Die Fabriken in 
Deutschland allerdings sollten sie auch nach 
Ende des Zweiten Weltkrieges nicht zurück 
erhalten. Mit dem knappen Hinweis, dass 
beide in den „Besitz des Volkes“ übergegan
gen sind, wurde die Familie faktisch ein zwei
tes Mal um ihren Besitz gebracht. Wiedergut
machungsansprüche wurden nach 1989/90 
nicht gestellt.

Quelle: „Kampf und Sieg in Thüringen“, Abb. 58 

Polizeipräsident Paul Hennicke
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Ablehnung der Rückübertragung der Auerbach & Scheibe AG
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Die Familie Bernhard Prager aus 
Apolda

Bernhard Prager wurde am 29. Juni 1888 im 
hessischen Wenings geboren. Er war noch 
ein Kind, als sich seine Eltern dazu entschlos
sen nach Apolda zu ziehen, um das Geschäft 
einer Tante zu übernehmen. In der thüringi
schen Kleinstadt etablierte sich um die Jahr
hundertwende zunehmend ein Zentrum der 
Textil und Maschinenbauindustrie, das die 
regionale Wirtschaft florieren ließ. Anteil an 
diesem Aufschwung hatten auch die 60 jü
dischen Einwohner der Stadt, welche über
wiegend in Handelsberufen tätig waren. Viele 
von ihnen verdienten ihr Geld in der Mode
branche, veredelten und verkauften Textil
produkte, leiteten Kaufhäuser sowie eine 
Schokoladenfabrik oder waren im Fleische
reigewerbe tätig – so auch die Pragers. Salo
mon, der Vater von Bernhard, unterhielt eine 
Fell und Darmhandlung, in welcher die ge
samte Familie mitarbeitete. Infolgedessen ab
solvierte auch Bernhard, der Familientradition 
nachkommend, eine Ausbildung zum Kauf
mann und bereitete sich darauf vor, eines Ta
ges die Geschicke des Geschäftes allein zu 
bestimmen.

Bevor es aber dazu kommen sollte, brach der 
Erste Weltkrieg aus und zu den ersten Freiwil

ligen für das kaiserliche Heer zählte auch der 
durch und durch patriotisch gesinnte Bern
hard Prager. Wie so viele Juden im Deutschen 
Kaiserreich sah auch er im Kriegsdienst die 
Chance sich behaupten und der Nation be
weisen zu können, dass die jüdischen Deut

Christian Faludi 

„Der deutsche Sänger kennt nur einen Stand, nur einen Geist, ein 
Volk und eine Treue. Das ist sein stilles Werk am Vaterland.“

Peter Franz

Das Wohn- und Geschäftshaus der Pragers um 
die Jahrhundertwende. Rechts am Fenster Ber-
tha Prager 
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schen Gemeinde Apolda engagierten. Denn 
trotz der Versuche, sich gesellschaftlich zu as
similieren, hielten die Pragers auch weiterhin 
an ihren religiösen Traditionen fest, zelebrier
ten jüdische Feiertage und bestatteten ihre 
Toten auf dem jüdischen Friedhof in Erfurt. 

In den Zwanzigerjahren entwickelte sich das 
Pragersche Unternehmen – der zeitweise de
solaten wirtschaftlichen Lage zum Trotz – der
art gut, dass die Eheleute gar ein neues Spezi
algeschäft für das Fleischergewerbe errichten 
konnten. Bernhard Prager wurde daraufhin zu 
einem angesehenen Mitglied der Freien Flei
scherinnung Apolda, in welcher er nicht nur 
wegen seines Fleißes geachtet wurde. Denn 
neben seinen beruflichen Aktivitäten enga
gierte sich der Kaufmann auch im Reichs
bund jüdischer Frontsoldaten, der Büchsen
Schützengesellschaft Apolda und einem 
Chor mit „16 sangeslustigen Fleischerseelen“, 
deren Motto lautete: „Der deutsche Sänger 
kennt nur einen Stand, nur einen Geist, ein 
Volk und eine Treue. Das ist sein stilles Werk 
am Vaterland.“ 1922 komplettierte schließlich 
die Geburt von Sohn Heinz auch das familiäre 
Glück der Pragers.

Boykott und Segregation 

Obwohl es in Apolda bereits in den Zwan
zigerjahren eine rege nationalsozialistische 
Bewegung gab und die NSDAP seit 1930 an 
der Thüringer Landesregierung beteiligt war, 
verliefen auch die letzten Jahre der Weima
rer Republik für die hier wohnhaften Juden 
überwiegend frei von antisemitischen Re

pressalien. Nahezu schlagartig sollte sich die
se Situation im Januar 1933 ändern, als Adolf 
Hitler zum Reichskanzler ernannt und damit 
der NSDAP die Macht in Deutschland überge
ben wurde. Bereits im März des Jahres verbot 
das NSRegime den Centralverein deutscher 
Staatsbürger jüdischen Glaubens, welcher 
sich für die Interessen der assimilationswil
ligen Juden in Deutschland einsetzte und  
auch in Apolda eine Ortsgruppe unterhielt. 
Nur kurze Zeit später kam es im gesamten 
Reichsgebiet zu radauantisemitischen Über
griffen, die von der NSDAPParteibasis organi
siert wurden. Zunächst hatten die Übergriffe 
gegen die jüdische Bevölkerung lokalen be
ziehungsweise spontanen Charakter, bevor 
sie in einer reichsweiten antisemitischen Ak
tion – dem so genannten Aprilboykott – kul
minierten.

Daraufhin zogen im Morgengrauen des 1. 
April 1933 auch in Apolda SAMänner vor ins
gesamt 17 Läden auf, deren Inhaber Juden 
waren – darunter auch die Handlung der Pra
gers – und versuchten, Kunden den Zutritt zu 
verwehren. Die Maßnahme zeigte Wirkung. 
Nur kurze Zeit später begannen erste nicht
jüdische Unternehmer damit, ihre Geschäfte 
als „arisch“ zu kennzeichnen und ihre Annon
cen mit dem Titel „rein christliches Unterneh
men“ zu unterschreiben. So mancher jüdi
sche Geschäftsinhaber Apoldas wurde durch 
diese Entwicklung derart verschreckt, dass er 
sein Geschäft kurzerhand aufgab und sich zur 
Emigration entschloss. Bernhard Prager zeig
te sich allerdings von den Vorgängen wenig 
beeindruckt. Er, der als Soldat im Weltkrieg 
sein Leben für Deutschland aufs Spiel gesetzt 

schen bereit waren, ihrem Vaterland zu die
nen. Schwer gezeichnet von den Kämpfen 
an der Front kehrte der junge Soldat noch 
während des Krieges nach Hause zurück. Ein 
Schuss in den Kopf hatte ihn derart stark ver
letzt, dass Ärzte eine große silberne Platte im

plantieren mussten, welche ihn und seine 
Mitmenschen Zeit seines Lebens an die Ge
fechte erinnern sollte. Für seine Tapferkeit be
lohnte das Vaterland den jüdischen Fellhänd
ler mit dem Eisernen Kreuz, welches er auch 
später noch voller Stolz an seiner Zivilklei
dung tragen sollte.

Im September 1918 verlobte sich Bernhard 
Prager mit der Erfurterin Gertrud Katzen
stein, die er im darauffolgenden Jahr heirate
te. Beide machten in der Folge wiederholt auf 
sich aufmerksam, als sie in der Not der Nach
kriegsjahre ärmeren Menschen hilfreich zur 
Seite standen und sich tatkräftig in der Jüdi

Zeitungsannonce der Prager-Handlung aus 
den Zwanzigerjahren im Apoldaer Tagblatt

Peter Franz

Die Pragers: Gertrude und Bernhard (links stehend) sowie Bertha und Salomon (links sitzend) zur 
Hochzeit ihrer Nichte Selma im November 1921
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sierte Personen registrierten die Behörden al
lein in Apolda. Für die Pragers bedeuteten die 
Nürnberger Gesetze unmittelbar, dass sie zu
nehmend aus der „arischen Gemeinschaft“ 
aus gegrenzt wurden. Bernhard wurde als „Ge
meinschaftsfremder“ aus den Vereinen aus
geschlossen und durfte nicht mehr im Chor 
der Fleischerinnung mitsingen. Juden wur
de von nun an häufiger der Zutritt in öffent
liche Einrichtungen sowie zu Veranstaltungen 
untersagt und immer mehr „Volksgenossen“ 
begannen, sich an antisemitischen Handlun
gen, wie Umzügen mit angeprangerten „Ras
seschändern“, zu beteiligen. Auch häuften 
sich ab 1935 Transparente, Zeitungsannon
cen und Kundgebungen, auf denen zum Boy
kott jüdischer Unternehmen aufgerufen wur
de. Der Aktionismus zeigte schließlich erneut 
Wirkung, sodass sich immer mehr Juden in 
Apolda gezwungen sahen, ihre Unternehmen 
aufzugeben und zu emigrieren. Wer sich den
noch behaupten konnte, sollte schon bald da
rauf ein Opfer der „Arisierung“ werden.

Die „Arisierungen“ 

Zuerst verschwanden in Apolda  die Filialen 
der großen jüdischen Kaufhausketten Fried & 
Alsberg und Karstadt aus dem Stadtbild. Da
nach folgten die regionalen Kaufhäuser Rose
witz und Becker & Salinger, bevor immer mehr 
kleinere Unternehmen in den Fokus der staat
lichen und zunehmend auch privaten „Ariseu
re“ gerieten. 1938 interessierten sich plötzlich 
Mitglieder der Fleischergenossenschaft, in 
welcher Bernhard Prager in den Jahren zuvor 
noch so hoch angesehen war, für eines seiner 

beiden Grundstücke. Zunächst verhandelten 
die Interessenten mit ihm und einigten sich 
auf einen teilweisen Verkauf des Areals mit der 
Absicht, anschließend darauf ein Geschäfts
haus zu errichten. Nachdem die Stadtverwal
tung von dem Handel erfuhr, entschloss sich 
Oberbürgermeister Julius Dietz kurzerhand 
dazu, das gesamte Gelände für eine minimale 
finanzielle Entschädigung an die Stadt abtre
ten zu lassen. Anschließend riss man das da
rauf stehende Fellhaus ab und verkaufte ei
nen Teil des Areals an die Genossenschaft. Der 
zuvor zwischen den Parteien ausgehandelte 
Vertrag wurde daraufhin für ungültig erklärt 
und durch einen Kontrakt zwischen der Stadt 
Apolda und den Interessenten ersetzt. Für die 
Pragers bedeutete dieses Vorgehen nicht al
lein, dass ihr Besitz weit unter Wert veräußert 
wurde. Auch das Geschäft war hierdurch ru
iniert, was der Familie die Existenzgrundlage 
nahm. Darüber hinaus fiel ein Großteil des oh
nehin nur geringen Erlöses der so genannten 
Arisierungsabgabe anheim, sodass den Pra
gers lediglich rund 25 Prozent der eigentli
chen Kaufsumme tatsächlich auch zukamen.

Das Novemberpogrom und seine 
Folgen

Ungeachtet dessen überstanden die Pragers 
auch die darauf folgenden und für Juden zu
nehmend repressiver werdenden Jahre na
hezu unbeschadet. Während des November
pogroms 1938 wurden der Familie zwar auch 
die Fensterscheiben durch den „aufgebrach
ten Volkszorn“ zerschlagen. Von den damit 
einhergehenden Massenverhaftungen  blieb 

hatte und dabei so schwer verwundet wur
de, wollte es nicht wahrhaben, dass er in sei
ner Heimat plötzlich nicht mehr erwünscht 
sei. Um seine patriotische Gesinnung auch 
nach außen hin zu zeigen, trug er jetzt häufi
ger sein Eisernes Kreuz am zivilen Jackett. 

Nach dem Ende des Boykotts kehrten in Apol
da rasch wieder relative Ruhe und der Alltag 
ein. Bernhard Prager besuchte wie eh und je 
regelmäßig den Stammtisch im Goldenen 
Lamm und sang als Ehrenmitglied im Chor 
der Fleischerinnung, welchem er gemeinsam 

mit Geschäftsfreunden noch 1933 eine Ver
einsfahne stiftete. Dennoch verschärfte sich 
die Lage für die Juden in den darauffolgen
den Jahren zusehends. Auch in Apolda gab 
es schon bald so genannte Stürmerkästen, in 
denen das antisemitische Vulgärblatt Julius 
Streichers öffentlich aushing und gegen Ju
den hetzte. 

In Folge der 1935 erlassenen Nürnberger Ge
setze wurden in nahezu allen Ortschaften des 
Reiches „Verzeichnisse von Juden und Juden
stämmlingen“ angelegt. 114 derart kategori

Peter Franz

Bernhard Prager (Mitte liegend) inmitten einer Ausflugsgesellschaft im Jahre 1931
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Anordnung zur Einziehung des Vermögens vom 15. September 1941

Bernhard aber aufgrund seines Frontkämp
ferstatus verschont. Dennoch waren die Pra
gers von den Internierungen im Konzentra
tionslager Buchenwald nicht unberührt. Als 
die ersten Häftlinge bereits nach wenigen Ta
gen wieder freigelassen wurden, kümmerte 
sich eine spontan gegründete Gruppe jüdi
scher Frauen, der auch Gertrud Prager ange
hörte, um die teilweise schwer misshandelten 
Männer. Ein weiteres Resultat der so genann
ten Reichskristallnacht war, dass die Juden 
dabei entstandene Schäden an ihrem Besitz 
auf eigene Kosten beseitigen und eine „Süh
neleistung“ in Höhe von zunächst einer Mil
liarde Reichsmark leisten mussten. Allein die 
Apoldaer Juden wurden daraufhin laut einer 
Rechnung des örtlichen Finanzamtes dazu 
verpflichtet 134.600 RM an den nationalso
zialistischen Staat abzuführen. Ebenfalls eine 
Folge der Dynamisierung des Antisemitis
mus durch den Pogrom war , dass Juden kei
ne „arischen“ Schulen mehr besuchen durf
ten. So wurde auch Heinz Prager, der Sohn 
von Bernhard, welcher seit der fünften Klas
se das Apoldaer Gymnasium besuchte, im 
Jahre 1939 von der Schule verwiesen. Die
ser zog daraufhin zu seiner Großmutter Fan
ny Katzenstein nach Erfurt und besuchte dort 
fortan die von der Reichsvereinigung der Ju
den in Deutschland unterhaltene jüdische 
Schule der Stadt. Nur kurze Zeit später wur
de Heinz aber dazu gezwungen, auch diese 
Einrichtung zu verlassen. Die NSBehörden 
verpflichteten ihn aufgrund des Arbeitskräf
temangels, welcher durch den Ausbruch 
des Zweiten Weltkrieges evident wurde, zur 
Zwangsarbeit in einem Berliner Rüstungsbe
trieb. Die mittlerweile 81jährige Großmutter 

blieb daraufhin zunächst allein in Erfurt, be
vor sie im Jahre 1940 zu ihrer Tochter und de
ren Mann nach Apolda zog.

Die wirtschaftliche und soziale Situation hat
te sich für die Pragers bis zu diesem Zeitpunkt 
enorm verschlechtert. Die letzten Reste des 
Familienbetriebes wurden im Frühjahr 1939 
per Zwangsverordnung durch den Bürger
meister der Stadt geschlossen. Bernhard und 
Gertrud wurden infolgedessen arbeitslos und 
mussten ihren Lebensunterhalt fortan mit
tels ihrer Ersparnisse finanzieren. Im gleichen 
Jahr nahmen die NSBehörden den Apoldaer 
Juden, darunter auch den Pragers, die Rund
funkgeräte weg. Seit 1939 mussten auch sie 
die Zwangsnamen „Sara“ und „Israel“ tragen. 
Der Kennzeichnung in den Ausweispapie
ren folgte ab 1941 die äußere Sichtbarma
chung durch die Pflicht, einen gelben „David
stern“ (Magen David) mit der Aufschrift „Jude“ 
auf die Kleidung zu nähen, was die Über
wachung der jüdischen Deutschen und de
ren Segregation von der „Volksgemeinschaft“ 
komplettierte. Die Mehrzahl der jüdischen 
Einwohner Apoldas war zu diesem Zeitpunkt 
aufgrund der anhaltenden Repressalien be
reits emi griert und hatte das Land für immer 
verlassen. Wer es bis dahin noch nicht ge
schafft hatte, für den wurde eine Ausreise ab 
Oktober 1941 unmöglich gemacht.

Die „Endlösung der Judenfrage“ 

Als am Jahresende 1941 die „Lösung der Ju
denfrage“ zur „Endlösung“ avancierte, sollte 
es nicht lange dauern, bis die Deportations



58 59

züge auch durch Thüringen rollten. Im Mai 
1942 wurden erstmals Apoldaer Juden Opfer 
der „Evakuierungen“ in den Osten. Aufgrund 
seines „Frontkämpferstatus“ machten die ört
lichen Behörden Bernhard Prager zum Instru
ment ihrer Maßnahmen. Als unfreiwilliger Kol
laborateur musste dieser am 3. Mai 1942 15 
jüdischen Apoldaern die Nachricht überbrin

gen, dass sie sich auf ihren Transport vorberei
ten sollten. Am 9. Mai wurden die Benachrich
tigten schließlich abgeholt und – gemeinsam 
mit Hunderten weiteren Juden aus ganz Thü
ringen – im Weimarer Gestapogefängnis am 
Marstall konzentriert. Tags darauf brachte 
man die Inhaftierten zum Bahnhof, von wo 
aus sie im Transportzug Da 27 mit insgesamt 
987 weiteren deutschen Juden nach Belzy
ce, nahe Lublin in Polen abtransportiert wur
den. Die meisten dieser Deportierten fanden 
nur kurze Zeit später in den Gaskammern 
des Konzentrationslagers Majdanek den Tod. 
Bernhard Prager und seine Familie blieben 
von diesem Schicksal aufgrund ihres Privile
giertenStatus zunächst verschont. Allerdings 
sollte ihre Schonfrist nur noch wenige Mona
te währen, bis man auch sie am 20. Septem
ber 1942 deportierte.

Anders als die Deportierten vom Mai, brachte 
man Bernhard Prager, seine Frau und Schwie
germutter nicht nach Polen, sondern in das 
„Altersghetto“ und „Siechenheim“ nach „The
resienstadt“ im „Protektorat Böhmen und 
Mähren“, das als „Vorzeigelager“ für „privile
gierte Juden“ errichtet worden war. Für die 
Unterbringung im konzentrationslagerähnli
chen Ghetto wurden die Eheleute zunächst 
gezwungen, einen „Heimeinkaufsvertrag“ ab
zuschließen, welcher am 9. September zwi
schen den Pragers und der „Reichsvereini
gung“ der Juden in Deutschland zustande 
kam. Der darin festgesetzte Preis für den Auf
enthalt im „Altersghetto“ bis zum Lebensen
de betrug 13.847 Reichsmark, was dem ge
samten mobilen Vermögen der Eheleute 
entsprach. Ihren unbeweglichen Besitz muss

ThHStAW, Land Thüringen, Ministerium der Finanzen Nr. 3477 Bl. 070

Vermögenserklärung Bernhard Prager vom 13. September 1942 

Yad Vashem Archives, 064/269, Bl. 35

Auszug aus der Deportationsliste des Transpor-
tes XVI/1 mit dem Bernhard und Gertrud Pra-
ger sowie deren Mutter Fanny Katzenstein am 
20. September 1942 in das „Altersghetto“ nach 
„Theresienstadt“ verbracht wurden. In dem Zug 
befanden sich 877 zumeist ältere Menschen, 
von denen lediglich 92 das „Dritte Reich“ über-
lebten.
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Durchstreichen

petera
Ersatztext
"
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Die Beraubung der Deportierten 

Noch bevor die Pragers ihren Wohnort über
haupt verlassen hatten, bewarben sich etli
che Interessenten um den zurückgelassenen 
Besitz, der nun dem Deutschen Reich zuge
fallen war. Privatpersonen wie auch Behörden 
versuchten Ansprüche auf das Haus geltend 
zu machen, was die Stadt aber abzuwehren 
wusste. Diese erklärte, dass sie das Wohnhaus 
nicht vor dem Kriegsende verkaufen könne 
und stattdessen vermieten werde. Ferner ver
zeichneten Beamte des örtlichen Finanzam
tes am 19. Oktober 1942 jedwede von den 
Pragers zurückgelassenen Haushaltsgegen
stände in Listen, schätzten diese auf ihren Ver
kaufswert und boten sie zwei Wochen später 
in einer öffentlichen Versteigerung zum Ver
kauf dar. Zahlreiche Einwohner Apoldas nah
men das Angebot an und bereicherten sich 
kostengünstig am Eigentum der Deportier
ten. Obwohl die Stadt zu jenem Zeitpunkt 
von den Zerstörungen des Krieges noch na
hezu unberührt war, kauften die Menschen 
angefangen vom gebrauchten „Schlüpfer“ 
und „Corsett“, über „Goethes Werke“ und „et
was Anfeuerholz“ bis hin zum „Lederclubses
sel“ alles, was der Gerichtsvollzieher zur Ver
äußerung vorführte. 5.853 Reichsmark und 
68 Pfennige umfasste der dabei erzielte Erlös, 
welcher daraufhin auf die Konten des Finanz
amtes floss, den Raubzug gegen die jüdische 
Familie Prager zum Abschluss brachte und 
die letzten Spuren dieser Menschen in Apol
da verwischte.

Nach dem Krieg versuchten Verwandte der 
beraubten und ermordeten Familie Ansprü

te die Familie am 13. September in einer Ver
mögenserklärung verzeichnen. Am 15. Sep
tember kamen Finanzbeamte der Stadt zu 
den Pragers, schätzten deren Immobilie auf 
einen Wert von 11.000 Reichsmark und be
schlagnahmten das Haus inklusive sämtlicher 
Einrichtungsgegenstände. Mitnehmen durf
ten die Menschen nur wenige persönliche 
Dinge, die von geringem materiellen Wert 
waren. Dennoch gelang es Bernhard Prager, 

den Listen der Finanzbehörden einige für 
ihn wertvolle religiöse Gegenstände vorzu
enthalten. So konnte er kurze Zeit vor seiner 
Deportation noch einen ChannukkaLeuch
ter und ein SabbatTuch an jüdische Freunde 
übergeben, welche diese Dinge vor den NS
Behörden verstecken und in Erinnerung an 
ihn aufbewahren sollten. Am 19. September 
1942 war es schließlich soweit. Bernhard, des
sen Frau Gertrud, die mittlerweile 83jährige 

Schwiegermutter und drei weitere Apoldaer 
Juden wurden zur GestapoStelle nach Wei
mar gebracht. Auch dieses Mal waren hier 
wieder Hunderte von Juden konzentriert, die 
deportiert werden sollten. Auf den Listen des 
Transportes XVI/1Da 517, der in das „Protek
torat Böhmen und Mähren“ fuhr, waren Bern
hard und Gertrud schon nur noch die Num
mern 519 und 520 von insgesamt 877 Ziffern, 
die jeweils ein Menschenleben bedeute
ten. Bereits kurz nach ihrer Ankunft im Ghet
to fiel Gertruds Mutter Fanny den inhuma
nen Bedingungen als erste aus der Familie 
zum Opfer. Sie verstarb noch im Dezember 
des gleichen Jahres. Der 52jährige Bernhard 
Prager konnte die Bedingungen vor Ort noch 
fast genau zwei Jahre ertragen, bis auch er 
schließlich am 26. September 1944 „Theresi
enstadt“ zum Opfer fiel. Der Verlust des Ehe
mannes bedeutete für Gertrud Prager auch 
gleichzeitig die Einbuße des Privilegierten
Status. Nur zwei Wochen nach dem Tod von 
Bernhard Prager wurde Gertrud nach „Ausch
witzBirkenau“ deportiert, wo man sie unmit
telbar nach ihrer Ankunft in einer der Gas
kammern des Lagers ermordete. Ebenfalls in 
„Auschwitz“ verliert sich die Spur von Sohn 
Heinz. Im Jahre 1942 wurde dieser zunächst 
von Berlin in ein Ghetto nach Riga in Lettland 
verbracht, bevor man ihn einem Arbeitskom
mando im Konzentrationslager Auschwitz zu
teilte. Geschwächt durch die Strapazen und 
an verschiedenen Erkrankungen leidend, fiel 
Heinz Prager im Januar 1943 der Selektion in 
einem der dortigen Krankenbaue zum Opfer 
und wurde nur kurze Zeit später mittels einer 
Phenolinjektion in sein Herz getötet.Peter Franz

Abbildung des Sabbattuchs der Familie Prager, das sie vor ihrer Deportation an Freunde übergaben
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ThHStAW, Land Thüringen, Ministerium der Finanzen Nr. 3477 Bl. 117

Kaufanfrage bezüglich des Prager-Hauses vom 5. November 1942

ThHStAW, Land Thüringen, Ministerium der Finanzen Nr. 3477 Bl. 146

Versteigerungsauftrag an den Gerichtsvollzieher vom 29. Oktober 1942

che auf „Wiedergutmachung“ geltend zu ma
chen, um zumindest das Wohnhaus zurück
zuerlangen. Ihre Bestrebungen scheiterten 
allerdings am Rechtsverständnis der Deut
schen Demokratischen Republik, welche das 

Haus und Grundstück des Bernhard Prager 
in staatlichem Besitz festhielt. Erst nach dem 
Ende der DDR sollte es gelingen, dass Nach
fahren der Familie zumindest Teile des ge
raubten Eigentums zurückerhielten.
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ThHStAW, Land Thüringen, Ministerium der Finanzen Nr. 3477 Bl. 147

Titelblatt des Verkaufsprotokolls vom 2. November 1942 

ThHStAW, Ministerium der Finanzen 3477, Bl. 152

Auszug aus dem Versteigerungsprotokoll des Pragerschen Besitzes nach deren Depor-
tation vom 2. November 1942 
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Henriette Rosenkranz 

„Ich bemerke ausdrücklich, dass ich bei 
meinem Alter nicht die Absicht habe auszuwandern …“

Eva Fox-Gal

Jenny Fleischer-Alt
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Unrecht über den Tod hinaus – 
das Schicksal der Sängerin Jenny 
FleischerAlt aus Weimar

Jenny FleischerAlt wurde am 3. August 1863 
in Pressburg (heute Bratislava) als Jenny Char
lotte Alt in eine jüdische Familie geboren. 
Noch früh in ihrem Leben ließ sie sich tau
fen. Sie absolvierte eine Gesangsausbildung 
und wurde eine angesehene Sängerin. 1884 

bekam sie eine Anstellung am Hoftheater in 
Wiesbaden. Als sie ein Jahr später in Weimar 
gastierte, erhielt sie das Angebot eines hoch
dotierten Engagements als Koloratursängerin 
am Weimarer Theater, das sie annahm. Seit
dem lebte und arbeitete sie in Weimar. Neben 
ihrem Engagement am Theater gab die be
liebte Sängerin auch Stunden als private Ge
sangslehrerin. Begeistert von ihrer Kunst er
nannte sie Großherzog Carl Alexander im Jahr 
1890 zur Großherzoglichen Kammersängerin.

Im Jahr 1891 heiratete Jenny Alt den Maler 
Professor Friedrich Fleischer. Auf Drängen der 
auf Beachtung der Konventionen bedachten 
Familie gab sie nun ihre Anstellung am Thea
ter und das Lehren auf. Das Ehepaar Fleischer 
nahm im Jahr 1900 seinen Wohnsitz in der Vil
la in der Belvederer Allee 6. 

Auch wenn die beliebte Sängerin ihr Engage
ment am Theater aufgegeben hatte, musste 
die Weimarer Bevölkerung nicht ganz auf den 
Genuss ihrer Gesangskunst verzichten. Denn 
Jenny FleischerAlt trat oft zu wohltätigen 
Zwecken als Bühnen und Konzertsängerin 
auf. Auch als Gesangslehrerin war sie weiter
hin tätig. Ab 1920 lehrte sie an der Musikschu
le in Weimar. Dieses Beschäftigungsverhältnis 
endete allerdings 1927. Ihr Wunsch nach ei
nem ProfessorenTitel und der Leitung  einer 
eigenen Hochschulklasse wurde von der Di
rektion der Musikschule übergangen. Ob für 
diese Entscheidung schon antisemitische Res
sentiments den Ausschlag gaben, lässt sich 
nicht mehr mit Sicherheit feststellen. Jenny 
FleischerAlt kündigte jedenfalls daraufhin ih
ren Vertrag mit der Musikschule. Der Versuch 

Rosenkranz

Villa in der Belvederer Allee 6, hier wohnte Jenny Fleischer-Alt von 1900 bis 1942 

Eva Fox-Gal

Jenny Fleischer-Alt

von Schülerinnen, die Direktion mit einer Pe
tition dazu zu bewegen, Frau FleischerAlt an 
der Musikschule zu halten, scheiterte. Die Sän
gerin zog sich ins Privatleben zurück. 

Ausgeplündert 

Mit dem Tod ihres Mannes zur Jahreswende 
1937/38 stand Jenny FleischerAlt nicht mehr 
unter dem Schutz, den sie aufgrund ihrer so 
genannten Mischehe bis dahin genossen hat

te. So zeigten sich denn auch die Auswirkun
gen ihres neuen Status als „jüdische“ Alleiner
bin ihres verstorbenen Ehemanns bald. Auch 
für sie galten nun all die Gesetze und Verord
nungen, die durch die NSMachthaber seit 
1933 zur Ausgrenzung der als „RasseJuden“ 
stigmatisierten Bürger aus der „deutschen 
Volksgemeinschaft“ und bald auch zur mit 
System betriebenen materiellen Ausplünde
rung dieser Menschen erlassen worden waren. 
Am 7. September 1939 erhielt auch Jenny Flei
scherAlt eine „Sicherungsanordnung“.



70 71

ThHStAW, Der Oberfinanzpräsident Thüringen Nr. 699 Bl. 077

Angaben der Jenny Fleischer-Alt zur „Sicherungsanordnung“

Wie Tausende andere Bürger mit jüdischen 
Wurzeln wurde nun auch sie aufgefordert, 
der Finanzbehörde eine genaue Aufstellung 
ihres Vermögens vorzulegen. Die von ihr ein
gereichte Übersicht wies ein Vermögen von 
270.000 RM aus, das sich aus Bankguthaben, 
Wertpapieren und dem geschätzten Wert der 
Villa in der Belvederer Allee 6 in Weimar zu
sammensetzte. Als Gegenrechnung  lieferte 
Jenny FleischerAlt eine Aufstellung über die 
Ausgaben, die sie monatlich leisten musste. 
Die reichten von den Löhnen für das Haus
personal, über die Ausgaben für die Instand
haltung des Hauses bis hin zur Unterstützung 
ihrer kranken Schwester Ilka und deren Toch
ter Edith Gal, der Mutter und Schwester des 
Komponisten Hans Gal. 

All diese Kosten beliefen sich auf rund 1700 
RM. Das entsprach dem „Freibetrag“, der ihr 
vom Finanzamt bewilligt wurde, nachdem 
auch sie keinen freien Zugang zu ihrem Kon
to mehr hatte. Es war, wie die Konten aller Ju
den, von der Finanzbehörde als nur noch „be
schränkt verfügbar“ deklariert worden. Damit 
fungierte der Fiskus des NSStaates faktisch 
als Kontoinhaber. In dem Schreiben an die Fi
nanzbehörde vom September 1939 gab Jen
ny FleischerAlt neben der Aufstellung ihrer 
monatlichen Ausgaben auch die Höhe der 
Steuern an, die sie im folgenden Jahr zu zah
len hatte. Diese Gesamtbilanz ihrer finanzi
ellen Verpflichtungen machte deutlich, dass 
die Witwe durch den Entzug der freien Ver
fügung über ihr Eigentum in tief greifende fi
nanzielle Schwierigkeiten gestürzt worden 
war. Die Situation bedeutete für sie nicht nur 
eine große Einschränkung in der gewohnten 

Haushaltsführung, sondern erforderte auch 
den Verkauf von Wertpapieren, um die fälli
gen Steuern für ein Vermögen entrichten zu 
können, über das sie selbst nicht mehr frei 
verfügen konnte. 

Bis zum Zeitpunkt der Festsetzung des so ge
nannten Freibetrages hatte die Devisenstelle 
Jenny FleischerAlt zur Bezahlung des Haus
haltes und insbesondere zur Zahlung der 
Steuern noch die Zinseinnahmen „freigege
ben“. Auch konnte die Witwe da noch über 
weitere Einkünfte aus einer Erfindung ihres 
Mannes verfügen. Nun musste sie der Firma 
Günther Wagner in Hannover, bei welcher die 
von Professor Fleischer erfundenen „Zet Far
ben“ produziert wurden, mitteilen, dass die
se Zahlungen nur noch auf das „beschränkt 
verfügbare Konto“ gehen durften, auf das sie 
selbst keinen freien Zugriff mehr hatte.

Trotz all dieser Repressalien hatte Jenny Flei
scherAlt nicht die Absicht, ihr Heimatland zu 
verlassen. Darauf machte sie auch die zustän
dige Stelle aufmerksam. Sie begründete ihren 
Entschluss, in Deutschland zu bleiben, mit ih
rem angegriffenen Gesundheitszustand. Das 
konnte sie auch mit einem ärztlichen Attest 
belegen. Offenbar hegte sie noch Hoffnung, 
trotz der Verfolgung durch die Nationalsozi
alisten in ihrer Heimatstadt Weimar leben zu 
können. 

In den Freitod getrieben 

Seit der reichsweit verfügten Aufhebung des 
Mieterschutzes für Juden vom 17. Januar 
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1939 und der Verordnung vom 30. April 1939, 
nach der „NichtArier“ aus „arischen“ Häusern 
ausgewiesen werden sollten, wurden auch in 
Weimar die jüdischen Bürger ihrer bisherigen 
Wohnsitze verwiesen und in „Judenhäusern“ 
zusammengepfercht. Das traf auch Jenny Flei
scherAlt, allerdings auf eine ganz besondere 
Weise. Zwar musste sie ihr Heim in der Belve
derer Allee 6 nicht verlassen. Ab 1940 wurde 
das Haus aber faktisch zum „Judenhaus“ er
klärt. Die Witwe musste zunächst zwei mittel
los gewordene Frauen, Käthe Friedländer und 
Martha Kreiß, später dann auch den Konzert
meister Eduard Rosé bei sich aufnehmen. Sie 
hatte nun drei Personen zusätzlich mit ihren 
ohnehin gekürzten Mitteln zu versorgen. 

Die prekäre Situation sollte sich allerdings 
noch verschlimmern. Ein Erlass des Reichs
sicherheitshauptamtes vom 27. November 
1941 verfügte, dass jüdische Bürger von ihren 
Konten für die Bestreitung ihres Lebensun
terhaltes nur noch einen Freibetrag von 150 
RM entnehmen durften. Für Jenny Fleischer
Alt bedeutete das, dass sie nun nur noch 
500 RM zum Leben bewilligt bekam. Gleich
zeitig wurde ihre Nichte Edith Gal, „da [sie] 
selbst ein Sicherungskonto mit einem eige
nen Freibetrag hat“, wie es in einer Mitteilung 
der Finanzbehörde hieß, aus der Kostenauf
stellung herausgestrichen. In ihrer Verzweif
lung wandte Jenny FleischerAlt sich direkt 
an die Deutsche Bank mit dem Ziel, eine Lo
ckerung dieser Bestimmung zu erreichen, um 
die Krankenhaus und Arztrechungen für ihre 
Schwester Ilka, die dort aufgrund eines Un
falls lag, bezahlen zu können. Die Bank aller
dings schickte das Schreiben ohne Kommen

tar an die Devisenstelle weiter. Die wies an, 
Jenny FleischerAlt solle einen Teil des für den 
Unterhalt ihrer Nichte bestimmten und nach 
Auffassung der Behörde „zuviel erhobenen 
Freibetrags“ zurückzahlen. Dabei  handelte es 
sich um 200 RM, die nun von dem gekürzten 
monatlichen „Freibetrag“ zusätzlich beglichen 
werden mussten. Nur einen Monat später be
kam die Devisenstelle ein Schreiben der Ge
stapo, die vorschlug, den monatlichen Freibe
trag auf 300 RM festzusetzen. 

Neben all den Repressalien, die sie zu erleiden 
hatte, musste Jenny FleischerAlt am 4. März 
1942 auch noch den Tod ihrer Schwester Ilka 
verkraften. Hinzu kam die Angst vor der De
portation. Die war ihr für Mai 1942 angekün
det worden. Einen Ausweg sahen sie und ihre 
Nichte Edtih Gal nun nur noch im Freitod. Am 
Osterwochenende, dem 7. April 1942, schied 
Jenny FleischerAlt aus dem Leben. Edith Gal 
starb vier Tage später, am 11. April 1942, an 
den Folgen eines Selbstmordversuchs. 

Das Erbe beschlagnahmt

Noch kurz vor ihrem Tod hatte Jenny Fleischer
Alt ein Testament aufgesetzt, in dem sie ihren 
Neffen, Dr. Eduard Wolff, zum Haupterben be
stimmte. Außerdem legte sie darin auch De
putate für das Hauspersonal fest. Als Verwalter 
des Erbes war von ihr Dr. Peters vorgesehen, 
der in Diensten der Thüringer TreuhandGe
sellschaft in Weimar stand. Ungeachtet des 
gültigen Testaments erhob die Devisenstelle 
Anspruch auf das Erbe der Verstorbenen. Sie 
forderte vom Erbeverwalter genaue Informa ThHStAW, Der Oberfinanzpräsident Thüringen Nr. 699 Bl. 143 und rs
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tionen über die aktuelle Höhe des Vermögens. 
Aufgrund der weiter geltenden „Sicherungsa
nordnung“ für die Konten seiner Tante muss
te der von Jenny FleischerAlt zum Alleiner
ben bestimmte Neffe Eduard Wolff selbst für 
deren Begräbnis einen „Antrag auf Freigabe 
zu Lasten eines beschränkt verfügbaren Si
cherungskontos“ stellen. In diesem Zusam
menhang verlangten die Behörden eine Er
klärung dazu, „ob er Jude, Mischling (welchen 
Grades?) oder Arier“ sei. 

Im April 1942 schaltete die Gestapo die Devi
senstelle aus der Bearbeitung des Falles aus 
und zog die Vermögensangelegenheit Jenny 
FleischerAlt an sich. Die Konten und Wertpa
pierdepots wurden nun zugunsten des Deut
schen Reiches eingezogen. Die Gestapo leg
te zudem fest, dass die Verwaltung der Villa 
in der Belvedere Allee 6 auf die Stadt Wei
mar übergehe. Diese erwarb die repräsen
tative Immobilie „gegen Übernahme aus
stehender Grundschulden und Gebühren in 
Gesamt höhe von 10.740,83 RM“. Nach Um
bauarbeiten diente das Haus später als Laza
rett. Die wertvolle Einrichtung der Villa über
nahm das Finanzamt Weimar, das Möbel und 
Einrichtungsgegenstände 1944 öffentlich 
versteiger te. Die Bilder, die zum Nachlass ge
hörten, verkaufte das Finanzamt allerdings 
nur unter der Hand, deren Wert und die Käu
fer sollten wohl im Dunkeln bleiben. Für ei
gene Bedürfnisse behielt das Finanzamt Tep
piche und Heizöfen aus dem Nachlass. Der 
rechtmäßige Erbe, Dr. Eduard Wolff, legte in 
einem Schrei ben an den Reichsinnenminis
ter Frick, das dann über die „Kanzlei des Füh
rers“, über den Oberfinanzpräsidenten in Ru

dolstadt schließlich wieder an das Finanzamt 
Weimar geleitet worden war, vergeblich Be
schwerde über dieses Vorgehen der Behör
den ein. 

Unvollständige Restitution

Nach dem Ende des Krieges stellte der Neffe 
von Jenny FleischerAlt, Dr. Eduard Wolff, ei
nen Antrag auf Rückübertragung seines Er
bes bei den neuen Thüringer Behörden. Zwar 
wurde ihm in Anwendung des Thüringer Wie
dergutmachungsgesetzes am 5. November 
1946 der Besitz des Grundstücks und Hau
ses in der Belvederer Allee 6 zugesprochen. 
Den ihm laut Testament zustehenden gesam
ten Nachlass seiner Tante erhielt er allerdings 
nicht zurück. Im Laufe des Verfahrens kam es 
besonders im Hinblick auf die von den NSBe
hörden beschlagnahmten und veräußerten 
Einrichtungsgegenstände und die Kunstwer
ke zu verschiedenen Proble men. Bei vielen 
Gegenständen, die 1944 versteigert wurden, 
ließ sich nicht mehr feststellen, in welche Hän
de sie gelangt waren. Einer der bekannt ge
wordenen Erwerber, der aus dem „jüdischen“  
Nachlass einen Stutzflügel mit Stuhl und De
cke erworben hatte, weigerte sich schlicht
weg, die Stücke wieder herauszugeben. 
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Die Familie Friedmann, Jena 

Die Geschichte der Friedmanns in Jena be
ginnt zwischen 1885 und 1892. Ursprünglich 
aus dem Harz stammend, ließen sie sich Mit
te des 19. Jahrhunderts zunächst in Südthü
ringen nieder, wo Hermann Friedmann am 
19. März 1870 in Marisfeld bei Meinigen zur 
Welt kam. Seit dem 1. September 1892 leite
te er in der Jenaer Grietgasse zusammen mit 
seiner Frau Klara (1869–1944) und mit seinem 

Sohn Arthur (1895–1978) als späterem Teilha
ber ein Fleischereifachwarengeschäft mit an
geschlossener Darm und Fellhandlung. Es 
war eine Mischung aus Geschäftstüchtigkeit, 
Fleiß und dem Ausnützen von Spielräumen, 
das die Familie Friedmann recht schnell vor
anbrachte. Die Arbeitsteilung entsprach den 
Konventionen im Kaiserreich. Hermann Fried
mann leitete „das Geschäft“, während Klara 
ihre Tätigkeit auf den häuslichen Bereich be
schränkte. 

Christine Schoenmakers

„Wir entkamen buchstäblich mit dem letzten Zug.“

Charles H. Friedman

Klara Friedmann

Charles H. Friedman

Hermann Friedmann
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Charles H. Friedman

Briefwechsel zu Arthur Friedmanns Ausschluss aus der Vereinigung

Der internationale Erfolg des Familienbe
triebs ermöglichte es den Friedmanns, rela
tiv schnell in den wohlhabenden Mittelstand 
aufzusteigen, zu Ansehen und einem gewis
sen Reichtum zu gelangen. Wie die meisten 
bürgerlichen Familien hatten sie Interesse an 
Kultur und auch etwas an Politik. Ihre Wur
zeln im deutschen jüdischen Glauben woll
ten sie jedoch nicht verleugnen und enga
gierten sich daher in sozialen und religiösen 
Belangen innerhalb der jüdischen Gemein
schaft. Hermann und Arthur Friedmann be

teiligten sich sehr aktiv an der Neugründung 
der Jenaer jüdischen Gemeinde, die ihre Got
tesdienste unter ihrem Vorsitz zumeist in der 
familieneigenen Villa in Jena West abhielt. Für 
beide Friedmanns war es selbstverständlich, 
an der Seite vieler anderer in den Krieg zu zie
hen. Auch sie teilten die allgemeine Meinung, 
dass der Krieg gerecht sei und nur ein Sieg in
frage käme. Arthur Friedmann wurde als ehe
maliger Artillerieoffizier und Frontsoldat so
gar das Eiserne Kreuz verliehen. 

Dass sich die öffentliche Meinung nach dem 
verlorenen Weltkrieg gegen „die Juden“ 
wandte, bemerkten die Friedmanns recht 
schnell. Was zunächst nur ein Ruf aus den 
Hinterhöfen war, wandelte sich zur beherr
schenden Anschauung. Plötzlich waren sie 
als Frontkämpfer mit Schuld am verlorenen 
Krieg, nur weil sie einen anderen Glauben 
hatten als ihre Nachbarn. Um ein Zeichen ge
gen diesen aufkommenden Antisemitismus 
zu setzen, gründete Arthur Friedmann im Ja
nuar 1919 die Jenaer Ortsgruppe des Reichs
bunds jüdischer Frontkämpfer. Doch alle Be
mühungen, sich gegen die Diffamierungen 
zu stellen, blieben vergeblich. 

Der Ausschluss aus der „deut
schen Volksgemeinschaft“

Gefährlich wurde es, als die Nationalsozialis
ten die Juden zu einer „Rasse“ erklärten. Selbst 
wenn die Friedmanns – wie so viele andere 
– von ihrem Glauben abgefallen wären, so 
mussten sie doch in den Augen der neuen 
Machthaber nur immer „Juden“ bleiben. 

Charles H. Friedman

Arthur und Hermann Friedmann als Soldaten 
im Ersten Weltkrieg
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Wie sein Brief an seine Offizierskollegen aus 
dem Krieg zeigt, konnte Arthur Friedmann 
nicht verstehen, was um ihn herum geschah. 
Seine Kollegen hatten ihn im Oktober 1933 
aus der Vereinigung geworfen. Das hatten sie 
mit netten Worten und viel Verständnis getan. 
Aber dies verschleierte nur, dass die nichtjü
dischen Deutschen „die Juden“ an den Rand 
der Gesellschaft drängen wollten: die Gebil
deten freundlich, die ungebildeten SASchlä
ger brutal. Arthur Friedmann half sein glü
hendes Bekenntnis zu Deutschland nichts. Es 
ging nicht mehr um ihn als Person, sondern 
lediglich um ihn als Mitglied einer „Rasse“.

Nach dem Januar 1933 wurden Ressenti
ments gegen die jüdische Bevölkerung so
fort zum festen Bestandteil der Politik und 
des öffentlichen Lebens. Die unter dem neu
en Reichskanzler Adolf Hitler angestreng
te reichsweite Boykottaktion gegen jüdische 
Ge schäfte, Ärzte und Anwälte Anfang April 
1933 traf auch die Friedmanns. Wie viele an
dere versuchten auch sie, sich „unsichtbar“ zu 
machen und hofften darauf, dass der Sturm 
sich legen möge. Doch der Spiel und Bewe
gungsraum wurde für sie immer enger. Nach 
der ersten Boykottaktion folgten antijüdische 
Gesetze und Verordnungen. Die berüchtig
ten Schilder an Parks und öffentlichen Plät
zen mit der Aufschrift „Juden unerwünscht“ 
machten das Ausmaß der Verdrängung nur 
zu deutlich. Antisemitische Propaganda und 
die Nürnberger Gesetze schürten zudem wei
ter den Hass auf „die Juden“, welcher sich am 
9./10. November 1938 in einer Welle der Ge
walt offen Bahn brach. 

Die so genannte Reichskristallnacht erlebte 
die Familie Friedmann wie so viele jüdische 
Mitbürger als den blanken Horror. Besonders 
für Arthur Friedmann war es unfassbar, dass 
alle Schranken der Zivilisation gebrochen 
wa ren. Der Staat, auf den er so stolz war, tat 
nichts, um ihm zu helfen. Die Polizei schau
te weg, als seine Wohnung geplündert und 
er durch Jena getrieben wurde. Der Mob 
stand johlend auf der Straße und seine Freun
de aus der Handelskammer hinter den Gardi
nen. Sowohl Hermann als auch Arthur Fried
mann wurden in das Konzentrationslager 
Buchenwald verschleppt. Wie Tiere hielt man 
sie über mehrere Wochen dort gefangen. 
Täglich mussten sie ohne ausreichend Es
sen und Kleidung am Leib für Stunden in der 
Kälte stramm stehen. Wer das nicht durch
hielt, den traf der Schlagstock. Als Hermann 
Friedmann einmal vor Müdigkeit zusammen
brach, schlug ihn der Aufseher so heftig ins 
Genick, dass er sich nicht mehr davon erho
len sollte: Am 15. Februar 1940 starb Her
mann Friedmann an den Langzeitfolgen der 
Haft. Am Morgen des 10. November 1938 er
öffnete der Schuldirektor den beiden Söhnen 
Arthur Friedmanns, dass sie an seiner Schule 
nicht mehr willkommen seien. Die Eltern sa
hen sich gezwungen, die Kinder über zwei 
Jahre in eines der wenigen jüdischen Interna
te zu geben. Die Nationalsozialisten  konnten 
mit den Friedmanns und mit so vielen ande
ren Juden machen, was sie wollten. Jeder Ver
such, Einfluss zu nehmen, scheiterte. Für die 
„fremdrassigen Juden“ galt im nationalsozia
listischen Staat kein Gesetz, das sie schützte. 
Kein Richter beendete das Treiben. Nach dem 
Novemberpogrom regierten Angst und Miss

Charles H. Friedman

Briefwechsel zu Arthur Friedmanns Ausschluss aus der Vereinigung
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Charles H. Friedman

Das Geschäft in der Grietgasse

trauen. Aus Nachbarn und Freunden waren 
über Nacht Fremde geworden.

Die „Arisierung“ der Firma H. 
Friedmann  

Das Unternehmen der Friedmanns war eine 
gute Partie. Mit zwei Arbeitern und sechs An
gestellten wurde sein volkswirtschaftlicher 
Wert 1938 auf 53.200 Reichsmark geschätzt. 
Der letzte Jahresumsatz hatte 186.157,21 
Reichsmark betragen, mit einem Reingewinn 
von 15.331 Reichsmark. Kein Wunder also, 
dass sich eine „Arisierung“ hier als sehr luk
rativ darstellte und so stürzten sich viele auf 
das Vermögen. Im Laufe des Jahres 1938 voll
zog sich dann auch die Zerstörung der wirt
schaftlichen Existenzgrundlage der Familie. 
Die Friedmanns ahnten, was auf sie zukam. 
Und ganz so wie im privaten Bereich, wollten 
sie sich auch im unternehmerischen „unsicht
bar“ machen. Am 1. Juli 1938 schlossen sie zu
nächst einen Mietvertrag mit dem Fleische
reiartikelhändler Paul Voigt aus Magdeburg 
ab: Ein „Arier“ sollte helfen, das Unternehmen 
dem Zugriff der gierigen „Arisierer“ zu ent
ziehen. Dieser Vertrag wurde allerdings kurz 

nach seinem Abschluss durch die Interven
tion des Jenaer Rechtsamts, der Hauptverei
nigung der Deutschen Viehwirtschaft sowie 
der Thüringischen Industrie und Handels
kammer (IHK) wieder rückgängig gemacht. 
Offensichtlich hatten die Behörden den Trick 
durchschaut und nun drängten sie beide Sei
ten zum Abschluss eines Kaufvertrags – zu ei
nem Kaufpreis, den weder Friedmann noch 
Voigt, dem die finanziellen Mittel fehlten, an
nehmen konnten. Allein die Hauptvereini
gung und die IHK hätten von der Preisfestset
zung profitiert, da sich viele ihrer Mitglieder 
selbst für den Kauf des Unternehmens interes
sierten und dieses somit zu einem Schleuder
preis erwerben konnten. 

In die so ins Stocken geratenen Verhandlun
gen schaltete sich nach geraumer Zeit der 
Kaufmann und NSDAPMitglied Edwin Ull
rich aus Apolda ein. Er bot sich dem Mag
deburger Händler als Geldgeber für die „Ari
sierung“ dieses lukrativen mittelständischen 
Unterneh mens an. Zwischen beiden Inter
essenten und den Friedmanns kam schließ

lich ein neuer Übernahmevertrag zustande, 
der zunächst auch von der Gauwirtschaftsbe
ratung und dem Jenaer Rechtsamt bestätigt 
wurde. Allerdings meldete nun die NSDAP
Kreisleitung JenaStadtroda Bedenken gegen 
die Abwicklung des Vertrags an, mit der Be
gründung, es bestünden Zweifel an der po
litischen Eignung des potentiellen Käufers 
Voigt. Dieser Einspruch gegen die Übernah
me des jüdischen Unternehmens durch ei
nen der Antragsteller lag ganz auf der Linie, 
auf die die Kreisleitung bei einer „Arisierung“ 
drängte: Es durften ausschließlich zuverläs
sige NSDAPMitglieder als Käufer bzw. Treu
händer zugelassen werden. Diese sollten 
mit der Übernahme jüdischer Unternehmen 
oder Grundstücke gleichzeitig als politische 
Platzhalter für einen späteren Zugriff durch 
die Stadt bzw. das Land auf die betreffen
den Liegenschaften fungieren. Im Falle der 
Firma H. Friedmann pochte die Kreisleitung 
nun darauf, das Unternehmen an einen ih
ren Kriterien voll und ganz entsprechenden 
Kaufinteressenten zu übergeben. So wurde 
am 17. Oktober 1938 ein neuer Vertrag zwi
schen den Friedmanns und dem Kaufmann 
JohannHeinrich Voigt aus Wittenberg ge
schlossen – jedoch wieder nur für kurze Dau
er. Unmittelbar nach den Geschehnissen der 
„Reichskristallnacht“ zog letzterer sein Ange
bot schon wieder zurück, weshalb ein neuer 
Bewerber gefunden werden musste.  

Die Firma H. Friedmann ging schließlich am 
5. Dezember 1938 für 35.500 Reichsmark, was 
nur noch gut der Hälfte ihres tatsächlichen 
Wertes entsprach, in das Eigentum der nach 
den nationalsozialistischen Rassekriterien als 

„arisch“ eingestuften Familie Hörchner über, 
die in Jena ein Eisenwarengeschäft betrieb. 
Die frühzeitige Entlassung von Hermann und 
Arthur Friedmann aus Buchenwald stand da
bei im Zusammenhang mit der endgültigen 
Abwicklung des Kaufvertrags. Seit dem Schei
tern des ersten Mietvertrags mit Paul Voigt im 
Juli 1938 war den Friedmanns sämtlicher Ein
fluss über die Veräußerung ihrer Firma entzo
gen worden. Das Unternehmen geriet schnell 
zum Jonglierball der Behörden und mit ihrer 
Unterschrift unter den finalen Kaufvertrag be
siegelten Hermann und Arthur Friedmann in 
diesem Poker um ihr Vermögen ihre Rolle als 
Verlierer. Ihnen blieb nichts, die materielle 
Grundlage ihrer Existenz war damit zerstört. 

Charles H. Friedman

Die Familienvilla in Jena West (undatiert)

Das Firmenlogo
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Es gab aber noch mehr zu verteilen. Auf
grund der Verordnung über den Einsatz des 
jüdischen Vermögens vom 3. Dezember 1938 
erließ die Devisenstelle Rudolstadt gegen Ar
thur Friedmann am 28. September 1939 eine 
Sicherungsanordnung, die ihm fortan den Zu
griff auf sein gesamtes Vermögen versperrte. 
Nun musste er um Erlaubnis bitten, um über 
sein eigenes Geld verfügen zu dürfen. Dar
über hinaus beschlagnahmte die Stadt Jena 
am 1. April 1940 die Familienvilla der Fried
manns und deklarierte sie zum „Judenhaus“. 
Das Gebäude diente als Sammelunterkunft 
für Juden, die aus Mietswohnungen ausge
wiesen oder deren eigene Grundstücke be

reits in „arische“ Hände übergegangen waren. 
Das Haus wurde jedoch wenig später an ei
nen „Parteigenossen mit einwandfreiem Ruf 
und Charakter“ zu einem mehr als guten Preis 
zwangsverkauft. 

Zur Auswanderung genötigt 

Nach dem Tod seines Vaters rang sich Arthur 
Friedmann schweren Herzens dazu durch, 
seine Heimat zu verlassen. Bis zuletzt hat
te er gehofft, durchzukommen. Aber als die 
Entscheidung gefallen war, halfen ihm dann 
doch Beziehungen, Glück und das restliche 

Charles H. Friedman

Arthur und Edith Friedmann (undatiert)

Charles H. Friedman

Reisepass Karl-Heinz Friedmanns
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Vermögen, um seine Ausreise aus Deutsch
land möglich zu machen. Ein in Denver le
bender Onkel verschaffte der Familie 1941 
schließlich die rettenden Visa für die USA. Ar
thur, seine Frau Edith und die Kinder Carlheinz 
und Hansjürgen durften ausreisen. Allerdings 
blieb bis auf zwei Koffer und zehn Reichs
mark pro Person jeglicher Besitz in Jena zu
rück. Mit einem der letzten Flüchtlingszüge, 
die Deutschland gen Westen verließen, bra
chen die Friedmanns am 1. Juli 1941 in eine 
neue Zukunft auf. Eingepfercht in einem voll
besetzten Zug, dessen Fenster verklebt und 
dessen Türen verriegelt waren, ging es durch 
Frankreich nach Spanien. Auf engstem Raum 
teilten die Flüchtlinge ihre Angst, ihre Hoff
nung und ihr Leid. Der Hunger, die Hitze und 
der Schmutz machten die Fahrt unerträglich. 

In Barcelona, wo sie einige Tage später ein 
Schiff in Richtung Amerika besteigen soll
ten, schliefen die Friedmanns zum ersten Mal 
seit Beginn ihrer Odyssee wieder auf saube
ren Laken. Die Schrecken des Krieges hatten 
sie zunächst hinter sich gelassen. Fast schon 
kam ein wenig Urlaubsstimmung auf und für 
eine kleine Weile stellte sich tatsächlich wie
der so etwas wie Normalität ein. Doch am Tag 
der Abreise zerplatzte der Traum wie eine Sei
fenblase: Hansjürgen, der Jüngste, hatte sich 
eine schwere Mandelentzündung zugezo
gen und es war unklar, ob man ihn in diesem 
Zustand an Bord des Schiffes lassen würde. 
Plötzlich war die Angst wieder da und mit ihr 
der schwere Entschluss, das Kind zurückzu
lassen oder zusammen auszuharren und im 
wahrscheinlichsten Fall nach Deutschland zu
rückgeschickt zu werden. Ein hilfsbereiter jü

discher Arzt jedoch vermochte den Jungen in 
letzter Sekunde an Bord zu schmuggeln und 
rettete damit das Leben der Familie. 

Sechs Wochen nach ihrer Abreise aus Jena 
kamen die Friedmanns in ihrer neuen Heimat 
New York an. Als eine der letzten Flüchtlings
familien, die Deutschland verlassen konn
ten, begann für sie nun weitab des tobenden 
Krieges ein neuer Lebensabschnitt. Sie hat
ten überlebt. Sie hatten wieder Hoffnung. Sie 
wussten, dass es vorerst kein Zurück geben 
konnte. Sie waren mit nichts gekommen und 
so wurden die ersten Jahre des Existenzauf
baus auch hart und entbehrungsreich. Aber 
die Familie hielt zusammen und jeder half 
nach Kräften, die neue Lebenssituation zu 
meistern. Die Kinder trugen neben der Schu
le Zeitungen aus oder arbeiteten als Schuh
putzer. Arthur Friedmann arbeitete in Nacht
schichten in einem Hotel als Tellerwäscher 
und Edith verdiente Geld durch Sauberma
chen und als Näherin. So vergingen die ers
ten zwei bis drei Jahre. Von ihren in Deutsch
land zurückgebliebenen Angehörigen haben 
sie nie wieder etwas gehört: Arthurs Mutter 
Klara, seine Schwester Martha und ihr Mann 
Alfred wurden, wie der gesamte Rest der Fa
milie, im Zuge der 1942 einsetzenden Depor
tationen ermordet. 
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Marion Kaiser

„Ich habe bisher noch nie einen Schritt zur 
Auswanderung unternommen.“

ThHStAW Konzentrationslager Buchenwald, Geldkarte: Max Heilbrun

Geldkarte für Max Heilbrun aus dem KZ Buchenwald mit dem Datum der 
Entlassung, dem 6. 12. 1938.
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Nach der Machtergreifung der 
Nationalsozialisten 1933: Der Weg 
in den Ruin 

Bis 1937 waren die Umsätze der Firma konti
nuierlich gestiegen. Aber schon ein Jahr spä
ter halbierten sich die Einnahmen, sodass Max 
Heilbrun um Stundung seiner Steuervoraus
zahlungen bitten musste. Norbert und er ge
rieten in so große finanzielle Schwierigkeiten, 
dass sie eine Auflösung des Geschäfts erwo
gen. Am 3. Oktober 1938 teilten sie dies dem 
Finanzamt mit. Damit geriet die Familie unter 
den Verdacht, das Land verlassen zu wollen. 
Das Finanzamt verlangte kurz darauf nicht 
nur die Zahlung der „Judenvermögensabga
be“, sondern erhob auch sofort die „Reichs
fluchtsteuer“. Max Heilbrun weigerte sich in 
einem Brief vom 27. Oktober 1938, diese zu 
zahlen. Denn er hatte nicht vor, auszuwan
dern. Er glaubte vielmehr, gesundheitlich gar 
nicht zu einem Neuanfang in der Fremde in 
der Lage zu sein. Am frühen Morgen des 10. 
November 1938 holte die Polizei ca. 150 jü
dische Nordhäuser aus ihren Wohnungen. Da 
die Polizeiwache zu klein war, versammelte 
man die Menschen im Siechhof, einem ehe
maligen Hospital. Am Tag zuvor hatten Mit
glieder der SA, der SS und andere Randalie
rer ihre Geschäfte verwüstet und in der Nacht 
die Synagoge Nordhausens in Brand gesetzt. 
67 der Verhafteten wurden nicht aus der 
„Schutzhaft“ entlassen, sondern noch am Vor
mittag in das Konzentrationslager Buchen
wald gebracht. Unter ihnen befand sich auch 
Max Heilbrun. Sein Vetter Norbert Heilbrun, 
in Greußen verhaftet, kam ebenfalls nach Bu

chenwald. Max Heilbrun wurde am 6. Dezem
ber 1938 aus der KZHaft entlassen, sein Vet
ter Norbert zwei Tage später. Beide begannen 
nun eine Auswanderung vorzubereiten, was 
Max Heilbrun bisher strikt abgelehnt hatte.

Nach der Haft vom November 
1938: Erzwungene Auswande
rung

Den ersten Schritt zur Auswanderung un
ternahm Max Heilbrun schon kurz nach sei
ner Rückkehr aus der Haft. Am 9. Dezember 
meldete das Oberbürgermeisteramt Nord
hausens dem Finanzamt Nordhausen, Max 
Heilbrun habe bei der Polizei die Geschäfts
auflösung und die Auswanderung angekün
digt. Max und Norbert Heilbrun rechneten 
aufgrund der „kurzen Abwicklung“ ihres Be
triebes mit erheblichen Einbußen. Bereits am 
15. Dezember unternahm Max Heilbrun den 
nächsten Schritt und verkaufte sein Haus in 
der Uferstraße an die Nordhäuser Fleischver
arbeitungsFirma „Gebrüder Kellner“. Deren 
Inhaber hatten noch während seiner Haft, am 
25. November, ein Kaufangebot unterbrei
tet. Darin hieß es: „Die Verkäufer sind Nichtari
er. Der Ehemann Heilbrun befindet sich z.Zt. 
in Weimar (Buchenwald)“. Die Kellners waren 
aber bereit, mehr als den Einheitswert zu be
zahlen.

Am 19. Dezember 1938 wurde ein Firmen
grundstücke in Niedertopfstedt an einen ört
lichen Bauern verkauft. Von seinem Haus in 
Immenrode konnte Max Heilbrun sich nicht 

Das Unternehmen „Gebrüder 
Heilbrun“, Nordhausen

Max Heilbrun war ein geachteter und erfolg
reicher Pferdehändler in Nordhausen. Gebo
ren am 5. August 1886, stammte er aus Im
menrode, einem kleinen Ort in der Nähe von 
Sondershausen. Die Familie Heilbrun war dort 
schon seit dem 18. Jahrhundert ansässig. Max 
Heilbrun gehörte wohl zu den letzten Famili
enmitgliedern die das Dorf verließen. Er stieg 
in das Familiengeschäft ein und wurde Pfer
dehändler. Seit 1923 führte er die Firma „Ge
brüder Heilbrun“ zusammen mit seinem Vet
ter, Norbert Heilbrun. Dieser lebte mit Frau 
Johanna und Sohn Günther in Greußen. Ihr 
Haus, Markt 12, war auch der Hauptsitz des 
Geschäftes. 1924 heiratete Max Heilbrun die 

19 Jahre jüngere Karoline Schwabe, die auch 
Lola genannt wurde. Am 7. November 1924 
kam ihre Tochter Hannelore zur Welt. 

Karoline war die Tochter eines Nordhäuser 
Pfer dehändlers. Ihrem Vater Julius Schwabe 
gehörte ein Geschäft gleichen Namens in der 
Uferstraße 15. Nach dem Tod der Eltern (Julius 
Schwabe 1923, Gertrud Schwabe 1920) führ
ten Karoline und ihr Bruder Alfred Schwabe die 
Firma weiter. Als Max Heilbrun im Herbst 1925 
zu Karoline nach Nordhausen zog, übernahm 
er das Geschäft. Er machte es zu einer Zweig
stelle von „Gebrüder Heilbrun“, behielt den Na
men „Julius Schwabe“ aber bei. Über 10 Jahre 
leitete Max Heilbrun seine Firma erfolgreich. 
Er besaß weiterhin ein Haus, sowie Äcker und 
Weiden in Immenrode und Niedertopfstedt.  

ThHStAW, Min. der Finanzen 3662, Bl. 47

Die Kopie des Totenscheins für Max Heilbrun aus England. Er war am 13. August 1946 in London ge-
storben.
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trennen, es blieb zunächst in seinem Besitz. 
Den Hauptsitz der Firma „Gebrüder Heilbrun“ 
in Greußen  verkaufte Norbert Heilbrun am 6. 
Mai 1939 an das „Modehaus Wild“. Im Vertrag 
hatte er betont, dass er das Geld dringend 
bräuchte, um das Land zu verlassen. 

Am 10. Januar 1939 beantragte Max Heilbrun 
die für die Auswanderung nötige Unbedenk
lichkeitsbescheinigung und erhielt diese auch. 
Die Devisenstelle Magdeburg ließ daraufhin 
die Konten der Familie sperren. Sie konnten 
nun nicht mehr frei über ihr Vermögen ver
fügen. Wie Karoline Heilbrun berichtete, wur
de ihr Mann Max im März 1939 noch einmal 
verhaftet. Man ließ ihn jedoch frei, als er versi
cherte, das Land innerhalb von drei Wochen 
zu verlassen. Dies geschah dann Ende März 
1939. Max, Karoline und Hannelore Heilbrun 
mussten ihre Heimat aufgeben und wander
ten nach England aus. Sie ließen sich in Lon
don nieder und wurden am 3. Oktober 1939 
vom deutschen Staat offiziell ausgebürgert. 
Ihren Besitz in Immenrode ließ das Finanzamt 
im Oktober 1941 beschlagnahmen und noch 
im selben Monat an Bauern aus Immenrode 
verkaufen.

Max Heilbrun und seine Familie überlebten in 
London den Krieg. Seinem Vetter Norbert ge
lang die Flucht dagegen nicht. Er hatte ver
sucht, mit seiner Familie nach Kuba auszu
wandern.  Zusammen mit über 900 anderen 
jüdischen Flüchtlingen bestiegen Norbert 
Heilbrun und seine Familie am 13. Mai 1939 
in Hamburg das Schiff „St. Louis“. Die Einrei
se nach Kuba wurde jedoch nicht gestat
tet und das Schiff musste mit den Flüchtlin

gen an Bord nach Europa zurückkehren. Die 
Menschen fanden zunächst in verschiede
nen westeuropäischen Staaten Zuflucht. Der 
Krieg holte aber schon bald viele von ihnen 
wieder ein. Norbert Heilbrun und seine Fa
milie waren nach dem missglückten Versuch, 
nach Kuba zu gelangen, nach Frankreich ge
gangen. Wann und unter welchen Umstän
den sie umkamen, ist unbekannt.

Nach dem Krieg: Bemühungen 
um Restitution

Max Heilbrun und seine Familie kehrten nicht 
nach Deutschland zurück. Am 13. August 
1946 starb Max in London an einem Herzin
farkt. Seine Familie wanderte in die USA aus, 
denn seine Tochter Hannelore hatte in Eng
land Hans Heilbrun kennen gelernt und ge
heiratet. Er stammte ebenfalls aus Nordhau
sen und gehörte zu einem anderen Zweig 
der Heilbrun’schen Familie. Auch Hans Heil
brun war 1938 in Buchenwald inhaftiert und 
1939 zunächst nach Holland, 1940 dann in 
die USA ausgewandert. Dort wurde er Soldat 
und kam so nach England. Hannelore und 
Hans Heilbrun gingen nach dem Ende des 
Krieges zusammen in die USA. Hannelores 
Mutter, Karoline Heilbrun, die Witwe von Max 
Heilbrun, folgte ihnen und zog nach New 
York. Ihre finanzielle Situation war dabei so 
schwierig, dass sie erst sehr viel später in der 
Lage war, sich ihren ins Exil nach England ge
retteten Besitz nachschicken zu lassen. 1948 
war sie schließlich bereit, in Deutschland Res
titutionsansprüche zu stellen. Das Referat 
für Wiedergutmachung des Landes Thürin

ThHStAW, Min. der Finanzen 3662, Bl. 49

1948 reichte Karoline Heilbrun Restitutionsansprüche für ihren verloren Besitz in Thüringen ein
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trag lag am 5. Januar 1950 vor und die ersten 
Genehmigungen waren eingeholt worden. 
Es fehlte nur noch die Erlaubnis des Grund
buchamtes. Das Amt verweigerte aber seine 
Zustimmung. Als Grund wurden Formfehler 
genannt. Über diesen Versuchen, wenigstens 
einen Teil ihres Eigentums zurück zu erlan
gen, verstarb Karoline Heilbrun 1950 in New 
York. Das Grundstück der Heilbruns in Nord
hausen, Uferstaße 15, wurde von der DDR 
enteignet. Das geschah im Zusammenhang 
mit einer Anklage der Kellners im Jahre 1951 
wegen „Wirtschaftverbrechen“. Sie wurden 
verurteilt und ihr gesamtes Vermögen wurde 
vom Staat DDR eingezogen. Die Mitteilung 
des Amtes zum Schutze des Volkseigentums 
zur Frage Restitution an die ursprünglichen 

Besitzer, die Heilbruns lautete nun: „Eine Frei
stellung des Grundstückes zum Zwecke der 
Wiedergutmachung ist daher nicht möglich.“  
Ob Hannelore Heilbrun, die Tochter von Max 
und Karoline Heilbrun, sich weiter um Rück
gabe des Hauses bemüht hat, ist unklar. Ein 
Bruder Norberts, Menny Heilbrun, versuchte 
Entschädigungen für die Firmengrundstücke 
zu bekommen und scheiterte ebenfalls.

Hannelore und Hans Heilbrun blieben in den 
USA. Sie starben in den 1970er Jahren, hin
terließen einen Sohn, Peter Heilbrun. Nach 
1990 erhielt die Jewish Claims Conference 
eine Wiedergutmachungsleistung für die Ver
mögensverluste der Firma „Gebrüder Heil
brun“.

gen erkannte diese auch an, ließ die im Zuge 
der erzwungenen Auswanderung verkauften 
Grundstücke beschlagnahmen und setzte ei
nen Verwalter ein.

Karoline Heilbrun bemühte sich nun vor allem 
darum, das Haus ihrer Familie, in der Uferstra
ße 15 in Nordhausen, zurück zubekommen. 
Allerdings war davon kaum etwas übrig. Beim 
Bombenangriff auf Nordhausen am 3. und 4. 
April 1945 war ein großer Teil der Stadt zer
stört worden. Die Familie Kellner, die Grund

stück und Haus von den ins Exil getriebenen 
Heilbruns gekauft hatte, konnte nach dem 
Krieg nur die zum Haus gehörenden Stallun
gen wiederaufbauen.

Eine vollständige Restitution fand allerdings 
nicht statt. Anwälten und Vermittlern zwi
schen den beiden Parteien gelang es schließ
lich, einen Vertrag auszuhandeln, der vorsah, 
dass Karoline Heilbrun ein Viertel des Grund
stückes übertragen bekommen sollte. Sie und 
die Kellners hatten dem zugestimmt. Der Ver

ThHStAW, Min. der Finanzen 3662, Bl. 111

Die Verurteilung und Enteignung der Familie Kellner verhinderte eine Restitution der Uferstraße zu-
gunsten der Heilbruns
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Tina Schüßler

„…wenn wir auf Brasilien oder sonst eine Möglichkeit 
hier warten müssen, können wir alt und grau werden 

und unsere paar Pfennige sind bald aufgezehrt.“

Stadtarchiv Eisenach Sammlung Judaica Nr. 29, S.2.

In dem Zeitraum von 1996 bis 1998 schrieb Ruth Kirchheimer mehre-
re Briefe mit Erinnerungen an die Zeit in Eisenach
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kam ihre erste Tochter Ingeborg zur Welt. 
Fünf Jahre später, am 2. Januar 1925, wurde 
Ruth Kirchheimer geboren.

Bedrohung

1933 veränderte sich der Alltag der jungen Fa
milie. Es waren vor allem die antisemitischen 
Maßnahmen vor Ort, die Schritt für Schritt das 
Leben der Kirchheimers einschränkten und 
erschwerten. Treibende Kraft war der am 15. 

Juli 1934 ins Amt des NSDAP – Kreisleiters be
rufene Hermann Köhler. Sein Amtssitz, Goe
thestraße 25, lag direkt neben Kirchheimers 
Wohnung. Am 21. August 1935 verkündete er 
sein Vorhaben, den „Kampf gegen das Juden
tum“ in der Thüringischen Staatszeitung. In 
diesen „Kampf“ zogen auch die öffentlichen 
Kultureinrichtungen Eisenachs auf Geheiß 
des Kreisleiters. So blieb den jüdischen Bür
gern Eisenachs fortan der Zugang zu Stadt
bädern, Restaurants und zur Wartburg ver
wehrt.

Die Familie Kirchheimer 
aus Eise nach

Das Schicksal der Familie Kirchheimer aus Ei
senach war im Großen das vieler jüdischer 
Mitbürger, die unter den Repressalien der 
nationalsozialistischen Diktatur zu leiden 
hatten, und im Kleinen das einer vierköpfi
gen deutschen Familie, die auseinanderge
rissen und zerstört wurde. Ihre Geschichte 
ist fast lückenlos erzählbar. Dies ist nicht zu
letzt dem Familienmitglied Ruth, die später 
den Namen Marie Therese annahm, zu ver
danken. In Frankreich von Nonnen versteckt, 
überlebte sie den Zweiten Weltkrieg. Im ho
hen Alter erzählte sie ihre Lebensgeschich
te in Briefen und persönlichen Begegnun
gen. „Wer hat überlebt von unserer Familie?“,  
schrieb sie am 16. November 1997. „Nur die, 
die ausgewandert sind: 2 Brüder meiner Mut
ter, die nach Brasilien sind, meine Schwester 
Inge, die als Köchin nach England ging. Die 
jüngste Schwester meiner Mutter ist im K.Z. 
umgekommen mit Mann und Sohn. Sie lebte 
in Mainz. Die Verwandten, die in Nieheim wa
ren, hatten dasselbe Schicksal.“

Herkunft

Der Vater Ruths, Siegfried Kirchheimer, wur
de am 28. Oktober 1887 als Sohn von Land
wirten geboren. Er machte eine Ausbildung 
zum Schuhmacher und kam 1914 nach Er
furt. Nach seinem Einsatz als jüdischer Front
kämpfer im Ersten Weltkrieg lernte er die am 
7. Juli 1894 in Mainz geborene Schneider
meisterin Frieda Marx kennen. Sie war im De

zember 1918 nach Erfurt gezogen. Am 14. Mai 
1919 heirateten die beiden. Fünf Monate spä
ter zog das Ehepaar nach Eisenach und eröff
nete am 3. November 1919 einen Schuhwa
renhandel. Das kleine Geschäft befand sich in 
den persönlichen Wohnräumen der Familie 
in der Goethestraße 25a. 

Im Verzeichnis der jüdischen Gemeinde, die 
damals 139 Mitglieder zählte, tauchen Kirch
heimers erstmals 1920 auf. Sie waren keine 
streng gläubige Familie, das Schuhgeschäft 
hatte am Sabbat geöffnet. Nur zu großen Fes
ten gingen sie in die Synagoge. Am 12. März 

Tina Schüßler

Das Haus in der Goethestraße 25a im Jahr 
2008. Der Eingang von Kirchheimers befand 
sich auf der linken Seite

Stadtarchiv Eisenach,  40.7 Sammlung Judaica Nr. 44

Eheschließung von Stella und Julius Heilbrunn in Eisenach. Mit anwesend: Frieda Kirchheimer (3. Rei-
he v. vorn, 2. Person v. links) und Siegfried Kirchheimer (3. Reihe v. vorn, 6. Person v. links)
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1938 erreichten die Feindlichkeiten gegen
über Juden in der reichsweit stattfindenden 
Pogromnacht vom 9./10. November ihren 
ersten Höhepunkt. Ruth Kirchheimer erinner
te sich in einem Brief vom 8. August 1996: „Als 
wir am 9. November 1938 aufwachten, waren 
die Fensterscheiben unserer Wohnung rot an
geschmiert. Auf dem Trottoir, vor dem Haus – 
Goethestr. 25a – stand groß geschrieben: ‚Wer 
hier kauft, verrät sein Volk’ […] Meine Mut
ter weigerte sich, in der kommenden Nacht 
in der Wohnung zu bleiben.“ Frieda Kirchhei
mer und ihre Töchter flohen im Morgengrau
en zu Bekannten nach Erfurt. Der Vater ver

suchte sich zu verstecken, wurde aber gefasst 
und in das Konzentrationslager Buchenwald 
verschleppt. Nach einer Woche trauten sich 
Mutter und Kinder wieder zurück. Was sie vor
fanden, war katastrophal. Ruth beschrieb den 
Zustand der Wohnung, der sich ihnen darbot: 
„Unsere Wohnung war zertrümmert. Enorme 
Steine lagen in der Wohnung, die Möbel wa
ren zerhackt, die Matratzen aufgeschlitzt; das 
Geschirr war nur noch ein Haufen Scherben 
und die Türen waren schwer zu öffnen. Der 
Zustand war so, daß wir da nicht mehr woh
nen konnten.“  Am 29. Januar 1939 wurde der 
Vater, Siegfried Kirchheimer, aus dem Konzen

Stadtarchiv Eisenach, 41.3 J 317
 

NSDAP – Kreisleiter Hermann Köhler

Thüringer Staatszeitung vom 21. August 1935

Stadtarchiv Eisenach, Gewerbekartei, 21.4 Nr. 31, Bl. 01

Der „freiwillige“ Gewerbeabmeldungsschein des Schuhgeschäftes von Siegfried Kirchheimer
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trationslager entlassen. Das Schuhgeschäft 
wurde beschlagnahmt. In den Akten wurde 
dieser Vorgang verschleiernd als „freiwillige 
Gewerbeabmeldung“ am 1. Dezember 1938 
vermerkt. Das war zu einem Zeitpunkt, zu 
dem der Geschäftsinhaber noch im Konzen
trationslager Buchenwald interniert war.

Es war aber nicht nur der Verlust des finanziel
len Unterhalts der Familie, sondern auch der 
Schutz des Privaten, der mit Füßen getreten 
und zerstört wurde. Die befreundete Eisena
cher Familie Ochs stellte den Kirchheimers in 
der Stolzestraße 5 ein Zimmer zur Verfügung. 
Die Lage war bedrückend. Aus Platzgrün
den schliefen die beiden Schwestern Inge
borg und Ruth Kirchheimer nachts bei Pau
la Seliger und ihrem Bruder Leo Frank in der 
Clemdastraße 5. Die gesetzliche Entrechtung 
erfasste zu dieser Zeit auch die dreizehnjähri
ge Ruth. Zum 15. November 1938 wurde jü
dischen Kindern der Schulbesuch untersagt. 
Ab Januar 1939 erhielt Ruth mit den anderen 
jüdischen Schülern Eisenachs in einer Klas
se Privatunterricht. Der innere Entschluss zur 
Auswanderung fiel wohl endgültig in den Ta
gen, als den Kirchheimers ihre wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Existenzgrundlage ent
zogen wurde.

Ausweg

Anfang Dezember 1938 stellten das Ehepaar 
Frieda und Siegfried Kirchheimer und ihre 
Tochter Ingeborg Anträge zur Ausstellung ei
nes Reisepasses. Betreff: „Auswanderung“. Die 
mittlerweile 18jährige Ingeborg Kirchheimer 

erhielt drei Monate nach Antragstellung eine 
Genehmigung zur Ausreise aus Deutschland,, 
da sie eine Stelle als Köchin bei der Fami
lie Peek in England gefunden hatte. Im März 
1939 wanderte sie aus. Zurück blieben die El
tern und Ruth. Zunächst bemühten sich die 
Kirchheimers vergeblich um eine Auswande
rung nach Frankreich. Als auch die Möglich
keit einer Emigration nach Brasilien platzte, 
versuchten die Kirchheimers, eine Aufent
haltserlaubnis für England zu bekommen. Die 
Briefe, die sie an ihre ausgewanderte Tochter 
schrieben, spiegeln die verzweifelte – und 
letztendlich vergebliche – Suche nach einer 
Auswanderungsmöglichkeit wider. 

 In einem Brief vom 3. Mai 1939 hieß es: „Nun 
sieh mal zu, ob und was Du für uns tun kannst, 
bis jetzt sehe [ich] noch von keiner Seite Erfolg 
und werde auch Pessimist, ob wir jemals raus
kommen?“, am 21. Mai: „Du kennst doch Dei
ne Mutti! Die ist ganz verzweifelt!“  8. Juni: „…
aber wir haben keine große Hoffnung mehr, 
denn was wir schon verschrieben haben, ist 
enorm und bis heute alles ohne Erfolg“,  am 
14. Juni: „Wir büffeln ja tüchtig englisch, wie 
wir uns aber drüben verständigen sollen, das 
weiß ich nicht, da wirst Du schon mal des öf
teren Dolmetscher spielen müssen. […] drau
ßen sind wir taubstumme Schnorrer…“, am 
2. Juli: „7 Monate habe [ich] mich nun schon 
vertrösten lassen und bin noch immer beim 
Anfang.“

Es war ein Balancieren zwischen Hoffnung 
und Verzweiflung. Durch die erzwungene 
Geschäftsauflösung war die Familie Kirchhei
mer ihrer materiellen Lebensgrundlage be

Stadtarchiv Eisenach,  40/7, Sammlung Judaica Nr. 29, Blatt 01

Ruth Kirchheimers Kinderausweis, ausgestellt am 23. Dezember 1938
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raubt worden. So fehlten die finanziellen Mit
tel, um die für eine Auswanderung nötigen 
Reisekosten und die hohen Einreisegebühren 
bezahlen zu können. Das größte Hindernis 
war die restriktive Einwanderungspolitik der 
meisten Länder, die letztlich viele Fluchtplä
ne unmöglich machte. Schließlich verfielen 
die Pässe und es blieb als letzter Ausweg nur 
der illegale Grenzübertritt. Frieda Kirchheimer 
drängte unerbittlich darauf, auch Ruth, ihre 
zweite Tochter, aus Deutschland herauszube
kommen. Ruths erster Fluchtversuch Anfang 
1939 scheiterte an der holländischen Gren
ze, wo der Zug gestoppt und von der Polizei 

kontrolliert wurde. Am 11. Juli 1939 versuch
ten sie es erneut. Die Schwester des Vaters, 
Minna Bargeboer, die mit ihrem holländi
schen Ehemann Adolf in Nizza wohnte, soll
te Ruth unbemerkt über die Grenze schmug
geln. Das waghalsige Vorhaben glückte, und 
Ruth gelang die Flucht. Sie kam bei ihrer Tan
te und ihrem Onkel in Nizza unter und konn
te eine Klosterschule besuchen. Diese ka
tholische Schule war die einzige, die eine 
Deutsche ohne Französischkenntnisse auf
nehmen wollte. Den Kontakt zu den Eltern 
hielt Ruth mit Hilfe von Nachrichten über das 
Rote Kreuz aufrecht.

Stadtarchiv Eisenach, Gewerbekartei, 21.4 Nr. 31, Blatt 02

Die Gewerbeanmeldung für die Schneidermeisterin Frieda Kirchheimer

Frieda und Siegfried Kirchheimer blieben al
lein in Eisenach zurück. Ihr Schicksal ist nur 
bruchstückhaft rekonstruierbar. Am 2. Juli 
1939 hatte der Vater an Ingeborg geschrie
ben, dass er zur „Arbeit“ herangezogen wer
de. Nur für zwei Monate, vom 9. Januar bis 
zum 27. Februar 1942, lässt sich eine Tätig
keit im Metallwerk Alfred Schwarz in Eisenach 
nachweisen. Wann, wo und welche Art von 
Zwangsarbeit Siegfried Kirchheimer noch 
leisten musste, ist nicht überliefert. Frieda 
Kirchheimer erhielt 1940 die Genehmigung, 
in der Stolzestraße 5 „Unterricht im Umän
dern und Anfertigen von Garderobe für den 
eigenen Bedarf für Rassegenossinnen zwecks 
Auswanderung“ zu erteilen. 

Im Jahr 1941 zogen Frieda und Siegfried Kirch
heimer von der Stolzestraße 5 zum Julius–von–
Eichelplatz 1 um. Bei beiden Adressen handel
te es sich um „Judenhäuser“. Bereits mit der 
Aufhebung des Mieterschutzes vom 30. Ap
ril 1939 wurden jüdische Mieter gezwungen, 
ihre Wohnungen zu verlassen. Gleichzeitig 
wurden sie zur Aufnahme anderer jüdischer 
Mieter oder Untermieter verpflichtet. Das be
deutete auch für die Eisenacher Juden eine 
schrittweise Ghettoisierung in „Judenhäusern“. 
Die Hoffnung des Ehepaares Kirchheimer auf 
Auswanderung zerschlug sich endgültig am 
23. Oktober 1941 mit dem Auswanderungs
verbot für Juden aus dem deutschen Einfluss
bereich. Die Anordnung Himmlers, die für die 
Dauer des Krieges jegliche Emigration in den 
von den Nationalsozialisten besetzten Gebie
ten Kontinentaleuropas verbot, bedeutete 
letztlich das Todesurteil für die meisten noch 
in Deutschland lebenden Juden. 

Deportation 

Anfang 1942 hörte Ruth das letzte Mal von ih
ren Eltern. Ihre Schwester Ingeborg erhielt im 
November 1942 eine Nachricht über das Rote 
Kreuz von dem noch in Eisenach lebenden 
Bekannten der Familie, Dr. Edgar Grünbaum: 
„Eltern am 9.5.1942 abgereist. Seit Monaten 
ohne Nachricht.“ Die letzten Bilder von Frieda 
und Siegfried Kirchheimer, die am 9. Mai 1942 
aufgenommen wurden, zeigen ihren Weg 
zum Eisenacher Bahnhof. Es war ein Sams
tag, an dem sie mit 56 anderen Juden aus Ei
senach zuerst nach Weimar und am 10. Mai 
mit Hunderten jüdischen Bürgern aus ganz 
Thüringen über Leipzig in das Ghetto Belzy
ce südwestlich von Lublin deportiert wurden. 
Die Kripo in Eisenach hielt zu diesem Ereignis 
fest: „Der Transport vom Stellplatz Eisenach 
nach Weimar verlief ohne Störung. In der Be
völkerung wurde hierüber weniger disku
tiert.“ Welches Schicksal Frieda und Siegfried 
Kirchheimer während der Deportation ereilte, 
ist unbekannt. Sie gelten als verschollen. 

Überleben 

Für Ruth Kirchheimer wurde der Aufenthalt im 
mittlerweile durch deutsche Truppen besetz
ten Frankreich gefährlich. Im Oktober 1943 
brachte eine Schwester der katholischen 
Schule Ruth Kirchheimer mit gefälschten Pa
pieren ins Kloster in Digne, 150 km nördlich 
von Nizza. Ihre Tante Minna hatte dies aus 
Angst um Ruth veranlasst. Minna und Adolf 
Bargeboer wurden Ende 1943 von der deut
schen Wehrmacht entdeckt. Ruths Onkel ver
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Stadtarchiv Eisenach, 41/3 , J 498

Siegfried Kirchheimer (1. Person ganz rechts mit großem Ruck-
sack, Rückenperspektive) beim Einsteigen in den Zug. Die amtli-
che Eisenacher Stadtchronik schrieb am 20. Mai 1942: „Nach ei-
nem ihnen wenige Tage vorher bekannt gegebenen Bescheid 
wurden die unter 65 Jahre alten Juden […] auf dem Grundstück 
Goethestraße 48 zusammenberufen, um von da ihren Abtrans-
port anzutreten. […] Den zu evakuierenden Juden war gestattet 
wurden, 50 kg Expressgut nach Weimar zu schicken und Hand-
gepäck mitzunehmen. Um 11.06 Uhr führte sie der Zug nach 
Weimar.“ (Amtliche Chronik der Wartburgstadt Eisenach, Bd. 4, 
1942–1944, Eintragung vom 20.5.1942)

starb im selben Jahr im KZ Auschwitz. Minna 
wurde am 31. Juli 1944 von dem Sammel und 
Durchgangslager Dancy in Frankreich nach 
Auschwitz deportiert und dort ermordet.

Auch in Digne wurde das Leben der mittler
weile 18jährigen Ruth durch die dauerhafte 
Präsenz deutscher Soldaten bedroht. Die Jah
re der Besetzung verbrachte sie daher aus Si
cherheitsgründen versteckt hinter den Mau
ern des Klosters. Sie konvertierte hier auch 
zum Christentum. Sie habe eine Art Tod ge
sucht, sagte Ruth in einem Interview aus dem 
Jahr 2002 als Begründung für ihren Glaubens
wechsel. Zudem habe das Schicksal ihrer Fa
milie sie nicht losgelassen, sie musste raus 
aus Europa. So führte der Weg der Ordens

schwester Ruth 1957 nach Kamerun. Sie ar
beitete dort zwanzig Jahre als Lehrerin in ei
ner Mission. 1990 kam Ruth zum ersten Mal 
wieder in ihre Heimatstadt Eisenach zurück. 

Ihre Schwester Ingeborg, die nach England 
emigriert war, überlebte den Zweiten Welt
krieg. 1941 heiratete sie in London, bekam 
drei Kinder und arbeitete in England als Ver
käuferin. Sie verstarb 1987. Im September 
1995 nahm Ruth mit dem ersten Sohn ihrer 
Schwester, Bruno Eismark, an einer Begeg
nungswoche teil, zu der die Stadt Eisenach 
ehemalige jüdische Bürger eingeladen hat
te. Am 30. Dezember 2003, im Alter von 78 
Jahren, starb Ruth Kirchheimer als Ordens
schwester Marie Therese.

Stadtarchiv Eisenach , 41/3 , J500

Frieda Kirchheimer (links im Hintergrund, Blick Richtung Ka-
mera) auf dem Weg zum Bahnhof am 9. Mai 1942. Im Hinter-
grund ist deutlich die beobachtende Eisenacher Bevölkerung 
zu sehen, die vom Straßenrand aus die Prozession mitverfolgte.
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Binders Kaufhaus in Pößneck

David Jakob Binder wurde am 21. Juli 1879 
in der ukrainischen Universitätsstadt Czerno
witz geboren. Seine Eltern Benjamin und Mil
ka Binder gehörten einer Kaufmannsfamilie 
an, welche eine enge Bindung an die jüdi
sche Religion pflegte. In diesem Geiste aufge

wachsen,  ging David als junger Mann nach 
Deutschland. Zunächst hielt er sich in Leip
zig bei Verwandten auf. Im März 1903 zog 
der junge Kaufmann dann nach Erfurt, wo 
eine blühende jüdische Gemeinde existierte. 
Drei Jahre später ließ er sich schließlich in der 
beschaulichen ostthüringischen Stadt Pöß
neck nieder. Am 27. Mai 1908 heiratete er die 

Philipp Gliesing

„Einkäufe bei David Binder einstellen!“

(Reproduktion Foto Peterlein)

Lithografie, vor 1933
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sphäre. Oft half „Leni“ der älteren Frau Binder 
auch im Haushalt. Denn seit sie als Jüdin kei
ne Haushalthelferin mehr einstellen durfte, 
war sie auf sich allein gestellt. 

Gute Handelskontakte nach Erfurt und Leip
zig ermöglichten es, große Mengen Haus
haltswaren und allerhand Gerätschaften 
kostengünstig zu erwerben und weiterzuver
kaufen. In der Pößnecker Zeitung erschienen 
regelmäßige Werbeanzeigen. 

Die Jüdische Gemeinschaft in 
Pößneck

Im „Führer durch die Jüdische Gemeindever
waltung und Wohlfahrtspflege in Deutsch
land“ ist David Binder als Vorsitzender ei
ner 16köpfigen Gemeinde eingetragen, die 
noch bis 1938 bestehen konnte. Im Haus der 
Familie Binder befand sich vermutlich eine 
Betstube. Zwischen den jüdischen Familien 

27jährige Hedwig Ullmann aus Mannheim. 
Die zierliche Frau entstammte ebenfalls einer 
großen jüdischen Handelsfamilie und war ge
lernte „Stütze“ (Dienstmädchen). Das Binder
sche Ehepaar etablierte sich in Pößneck und 
schuf sich hier eine bürgerliche Existenz. Am 
14. Januar 1920 kam der Sohn, Adolf Milian, 
in Jena zur Welt, vier Jahre später, am 19. Juni 
1924, seine Schwester Esther Malke. 

Zunächst wohnte David Binder zur Miete bei 
Dr. Emil Körner in der Breiten Straße. 1914 
kaufte er das Gebäude und bezog mit Hed
wig die zweite Etage. Im Erdgeschoss befan
den sich die Geschäfts und Verkaufsräume. 
In der 1. Etage hatten sich später ein SAArzt 
und ein Anwalt eingemietet.

„Binder’s Kaufhaus zur goldenen 
Ecke“

Im Adressbuch von 1907 warb der 28jährige 
Kaufmann in der Branche „Kurz und Galante
riewaren – Handlungen“ erstmalig für seinen 
„Warenbasar“. Durch eine solide Geschäftspo
litik und zahlreiche Handelsreisen erarbeitete 
sich der tüchtige Familienvater einen guten 
Ruf in der Region. Die preiswerten Angebo

te an „Industriewaren“ aus zweiter Wahl, da
runter auch Haushalts und Arbeitsgeräte, 
Schuhwaren, Textilien und Spielzeug fanden 
eine treue Abnehmerschaft aus allen Gesell
schaftsschichten.

Als Arbeitgeber trat David Binder zu feierli
chen Gelegenheiten immer großzügig auf, 
seine Angestellten erhielten Rabatte bei Ein
käufen. Helene „Leni“ Proßmann und Lotte 
Gläser waren die letzten Lehrlinge des Unter
nehmens. Für die beiden war es eine schöne 
Zeit und eine gute Ausbildung, es herrschte 
eine vertrauensvolle und solidarische Atmo

ThStAR, Thür. Amtsgericht Pößneck, Nr. 368, Bl. 7

Briefkopf der Firma Binder

Anzeige vom 16. Juni 1928, Pößnecker Tageblatt

Anzeige vom 3. August 1934 in der Pößnecker Zeitung
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und aus Pößneck eine „NSMusterstadt“ zu 
machen. Gegen bekannte jüdische Persön
lichkeiten wie David Binder wurde nun auf 
Versammlungen der NSDAPOrtschaften im 
Umland agitiert. Die Menschen dürften „nicht 
mehr beim Juden kaufen“, verkündeten die 
Agitatoren der neuen Machthaber. Der lan
desweit angeordnete Boykott vom 1. April 
1933 hatte auch den Juden in Pößneck die 
Bedrohungslage deutlich gemacht. Kunden 
des Kaufhauses Binder wurden fotografiert, 
eingeschüchtert und vorgeladen, auf die gro
ßen Fensterscheiben schmierten junge Kerle 
mit weißer Farbe antisemitische Parolen. Al
lerdings ließen sich nicht alle Pößnecker da
von abhalten, die Angebote des Binderschen 
Kaufhauses weiterhin wahrzunehmen. Vor al
lem die Bauern und Arbeiter wollten nicht 
einsehen, dass sie ihre geschätzte Einkaufs
stätte nicht mehr betreten sollten. 

Familie Binder lebte nun angesichts der Be
drohungen sehr zurückgezogen und dis
kutierte eine Auswanderung nach England. 
Doch sollten sie alles einfach so aufgeben? 

Ihr Geschäft, das Haus, die Bücher, die Möbel, 
die Heimat? David Binder wollte das auf kei
nen Fall. In einer Liste der „zur Zeit wohnhaf
ten Juden“ vom Mai 1938, die vermutlich be
reits zur Vorbereitung eines Pogroms erstellt 
wurde, war auch David Binder aufgeführt. Die 
Familie Binder verlor in diesem Jahr augrund 
solcher antisemitischer Aktivitäten jegliche 
Lebensgrundlage. 

Am 10. November kam es auch in Pößneck 
zu einer „Judenaktion“. In der Tagespresse hat
te die NSDAP alle NSVerbände zu einer „Pro
testkundgebung“ aufgerufen. Feuerwehr und 
Polizei hielten sich bereit. Zeitzeugen berich
ten von einer aufgebrachten Menge, die Be
schädigungen am Binderschen Geschäft vor
nahm und Parolen skandierte. Kinder stahlen 
Spielzeug aus den Auslagen, aber auch er
wachsene Bürger griffen zu. Der alte Herr Bin
der und sein Sohn Adolf wurden auf die Stra
ße gezerrt und öffentlich diffamiert. Beide 
wurden dann gemeinsam mit acht weiteren 
Pößneckern in das Konzentrationslager Bu
chenwald gebracht. 

bestanden enge Bindungen. Die Binders leb
ten ihren jüdischen Glauben nur im privatem 
Bereich. 

Am 21. Januar 1932 feierten sie die Bar Miz
wa ihres Sohnes Adolf Milian, genannt „Adi“, 
wie eine Anzeige in den Jüdischen Wochen
blättern Erfurts bekannt gab. Sicher erfüllte es 
David Binder mit Stolz, nun einen „Sohn des 
Gebots“ zu haben. Der fast zierliche Familien

vater verbrachte die meiste Zeit in seinen Ge
schäftsräumen. Seine Frau hingegen such
te den Kontakt zu den Nachbarn und galt als 
freundlich und offen. In weiten Teilen des Pöß
necker Bildungsbürgertums war das gutsitu
ierte Ehepaar sehr geschätzt und angesehen. 

„Einkäufe bei David Binder ein
stellen!“

In Pößneck existierte seit 1922 eine NSDAP
Ortsgruppe. 1927 war Joseph Goebbels hier 
zu Gast und hielt eine seiner enthusiasti
schen Hetzreden. Nach der Machtergreifung 
setzten örtliche NSDAPMitglieder alles dar
an, die Leitlinien des „Führers“ durchzusetzen 

Wochenblätter für den Synagogenbezirk Erfurt, 
Nr. 431 vom 06. Januar 1933

Postkarte mit Blick in die Breite Straße. Am rechten Bildrand ein Schaufenster des Kaufhauses von Da-
vid Binder Pößnecker Zeitung vom 10. November 1938
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ten von einem „Ausverkauf“ im kleinen Kauf
haus. Als „behördlich bestellter Abwickler“ 
der „Arisierung“ fungierte der Rechtsanwalt 
Dr. jur. Kurt Pfeifer. Er suchte nach Abneh
mern für das Objekt und setzte einen Kauf
vertrag auf, der am 26. März 1940 verhandelt 
wurde. Laut Vertrag musste die Witwe Hed
wig Binder das Gebäude und das verbliebe
ne Inventar an die Fabrikbesitzer Metzel ab
geben. Vom Verkaufspreis erhielt sie nichts, 
die vertraglich vereinbarten 62.000 Reichs
mark wurden direkt bei der Deutschen Bank 
zur Verfügung des „Abwicklers“ eingezahlt. 
Der Reichfiskus, vertreten durch das Finanz
amt Pößneck, beanspruchte 23.031,35 RM 
als Sicherungshypothek. 15.000 RM behielt 
die Deutsche Bank als Grundschuld ein. Nach 
Vertragsabschluss musste Hedwig Binder in 
einem kleinen Turmzimmer ihres ehemaligen 
Besitzes in ärmlichen Verhältnissen wohnen. 
Die Lebensmittelrationen wurden ihr streng 
gekürzt und sie durfte nur in einem weit ent
fernten Laden einkaufen, der für Juden zuge
lassen war. Schließlich ging es ihr so schlecht, 
dass sie an Selbstmord dachte. Die Mutter 
der Auszubildenden Helene Proßmann hielt 

Die über 50jährigen Männer sind am 27. No
vember 1938 aus der Haft wieder entlassen 
worden, auch David Binder war darunter. Sein 
Sohn Adolf musste im Lager bleiben. Der Va
ter war in der Haft genötigt worden, sein Ge
schäft sofort aufzulösen. Am 11. Januar 1939 
unterschrieb er die Handelsregisteraustra
gung im Amtsgericht. Drei Tage später starb 
David Binder im Pößnecker Krankenhaus an 
„Herzversagen“. Durch die „Schutzhaft“ in Bu
chenwald hatte sich sein langjähriges Rheu
maleiden verstärkt. Die letzte Ruhestätte fand 
der Kaufmann auf dem Friedhof der Jüdi
schen Landesgemeinde in Erfurt.  

„Ach, das war ein lieber Junge 
und auch die Esther!“ 

Adolf „Adi“ Milian war ein kleiner, zurückhal
tender Junge, der mit den Kindern in der 
Nachbarschaft aufwuchs und die Hinterhö
fe der kleinen Geschäftsstraße erkundete. Er 
beendete die Bürgerschule und bekam eine 
Lehrstelle in der Tischlerei Trognitz. Da Juden 
vom NSRegime bald jede Betätigung unter
sagt wurde, durfte auch er die Ausbildung 
nicht beenden. Daran verzweifelte Adolf Bin
der sehr und hielt sich fortan an der Seite des 
Vaters auf. Nach der Pogromnacht im Novem
ber 1938 wurde er mit ihm verhaftet und saß 
acht Wochen in Buchenwald ein. Er konnte 
aus Thüringen fliehen, aber die Angaben über 
sein weiteres Schicksal sind spärlich und wi
dersprüchlich. Als letzter Wohnort in Deutsch
land konnte Paderborn ermittelt werden. In 
den Neunzigerjahren besuchte Adolf Milian 
Binder seine Heimatstadt Pößneck noch ein

mal. Er lebte in Übersee, kann sich ein Nach
bar und Spielgefährte noch erinnern. Seine 
Schwester Esther sollte in einem Landwerk in 
Neuendorf bei Fürstenwalde auf die Ausrei
se nach Palästina vorbereitet werden. Dieser 
Plan scheiterte jedoch und Esther wurde am 
19. April 1943 von Berlin nach Auschwitz de
portiert. Der „37. Osttransport“ war einer der 
letzten Deportationszüge aus Berlin. 

„Die Käufer versichern, dass sie 
deutschen Blutes sind.“

Nach der Geschäftsauflösung im Dezember 
1938 musste Hedwig Binder zusehen, wie ihr 
alles genommen wurde. Zeitzeugen berich

Gliesing
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Gliesing

Dieser Silberlöffel stammt aus dem Besitz der Familie. Hedwig Binder konnte ihn und andere wertvolle 
Gegenstände in der Notsituation zwischen 1939 und 1942 heimlich an den Uhrmacher Friedrich verkau-
fen. Sie widersetzte sich somit der Verordnung über die Zwangabgabe aller Wertgegenstände von Juden.

Adressbuch der Industrie und Handelsstadt Pößneck, 1921

Absprache mit dem Finanzamt Rudolstadt 
eine „Sicherungsanordnung“ des Vermögens. 
Ihre Spuren verschwinden in den Vernich
tungslagern. 1950 erklärt sie das Amtsgericht 
Pößneck für tot. Als Zeitpunkt des Todes wur
de der 31. Dezember 1943 festgelegt.  

„...damit ich in den Genuss mei
ner Erbschaft kommen kann.“

Das Grundstück der Binders fiel nach dem 
Ende des NSRegimes unter das Thüringer 
Wiedergutmachungsgesetz und sollte nach 
dessen Festlegungen an die rechtmäßigen 
Besitzer oder deren Erben zurückerstattet 
werden. Dagegen legten die Nutznießer der 
„Arisierung“, die Fabrikbesitzer Metzel, im Sep
tember 1948 Widerspruch ein: „Der Grundbe
sitz [sei] seiner Zeit rechtmäßig von der [ih
nen] befreundeten Hedwig Binder verkauft 
worden“, erklärten sie in einem Schreiben. 
Im Februar 1949 handelte der Abwesenheits
pfleger Max Blau ein Vergleichsverfahren aus, 
wonach Hedwig Binder das gesamte Haus
grundstück zurückerhalten  sollte. Danach 
übernahm Amtsrat Clemens Pfeiffer aus Jena 
die Nachlasspflegschaft. Seine Aufgabe war 
die Erbenermittlung, Verwaltung und Siche
rung des Hauses.

1951 wirkte die staatliche Handelsorganisati
on (H.O.) darauf hin, die Geschäftsräume in
stand zu setzten und mietete die Verkaufsflä
chen und sechs weitere Räume für 450 DM 
im Monat. Mittlerweile prüfte das Amt zum 
Schutze des Volkseigentums im Ministeri
um des Inneren der DDR den Fall und forder

te konkrete Ergebnisse von Amtsrat Pfeiffer. 
Schließlich konnte er Erben aus der Ullmann
schen Linie, der Familie von Hedwig ermit
teln. Von den acht Geschwistern Hedwigs 
lebte nur noch die sechs Jahre jüngere Toni 
Miller. Außerdem konnten die drei Kinder der 
älteren Schwester Mathilde ermittelt wer
den. Die Rückübertragung des Besitzes fand 
dennoch nicht statt. Denn der urkundliche 
Nachweis der Verwandtschaft erwies sich als 
kompliziert und nur Toni Miller lebte noch in 
Deutschland, allerdings im Westen des ge
teilten Landes. Das DDRInnenministerium 
gestattete eine endgültige Eintragung der 
rechtmäßigen Erben in das Grundbuch aber 
nur unter der Bedingung, dass Erbberechtig
te in die DDR übersiedeln würden. Auf ein 
solches Ansinnen ließ sich Toni Miller nicht 
ein, sie starb 1975 in Mannheim. Nachdem 
auch die Übersiedlung vom Neffen Hedwig 
Binders aus Israel gescheitert war, wurde das 
Gebäude dem Rat der Stadt zur Nutznießung 
überlassen. 

Zu einer Rückgabe des Gebäudes an die 
nach folgenden Erbberechtigten kam es erst 
nach der Wiedervereinigung. Im Jahr 1998 
erhielt die Erbengemeinschaft endgültig zu
rück, was einst der Familie gehörte. Die An
gehörigen der Gebrüder Metzel reichten ein 
Widerspruchsverfahren beim Landesamt zur 
Regelung offener Vermögensfragen ein, was 
jedoch am 1. Juni 1999 abgewiesen wurde. In 
der Begründung hieß es: „Das Grundstück sei 
im Jahre 1940 verfolgungsbedingt im Sinne 
§ 1 Abs. 6 VermG durch die jüdische Eigentü
merin veräußert worden. Es könne nicht [be]
legt werden, dass das Rechtsgeschäft auch 

sie davon ab und ließ ihr zusätzliche Lebens
mittel zukommen. Bei einem heimlichen Tref
fen kündigte sie verzweifelt die „Evakuierung“ 
nach „Belzec“ an. Nach ihrem Abtransport 
meldete sie sich noch ein Mal mit einer Post

karte und schrieb, dass sie noch nicht am Ziel 
angekommen seien. 

Am 10. Mai 1942 wurde Hedwig Binder von 
Weimar aus deportiert. Die Gestapo erließ in 
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ohne die Herrschaft des Nationalsozialismus 
abgeschlossen wäre. Es sei auch nicht nach

gewiesen, dass der Verkäuferin der Verkaufs
preis zugeflossen sei.“  
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